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Felix Messerschmid

Historische und politische Bildung

Die geschichtspadagogischen Erwdgungen seit 1950

Der Rahmenvereinbarung zur Ordnung des
Unterrichts auf der Oberstufe der Gymnasien,
am 29./30. September 1960 in Saarbriicken
von der Standigen Konferenz der Kultusmini-
ster der Lander der Bundesrepublik beschlos-
sen, wird der kiinftige Historiker des Ge-
schichtsunterrichts, mag er sie im librigen
mehr positiv oder mehr negativ beurteilen,
jedenfalls das Verdienst zuerkennen miissen,
eine Bewegung angestoBen zu haben, aus der
wesentliche Veranderungen sowohl im Gefiige
der unterrichtlichen Ordnung als fir das Ver-
standnis des Bildungssinnes der historisch-
politischen Facher hervorgegangen sind. Unser
Historiker — nehmen wir an, er werde sine
ira et studio untersuchen und urteilen — wird
sich dabei auch mit der Frage befassen, wie
Schule und Universitdt auf einen solchen Akt
der Kultusverwaltung geantwortet haben. Das
wird ihm nicht leichtfallen. Er wird feststellen,
daB die Minister einen Rahmen gesetzt haben,
also wohl beabsichtigten, fiir mehrere mogliche
Regelungen Freiheit zu geben; daB die Ant-
wort der Betroffenen nicht einheitlich war und
vom (meist eingeschrankten) Ja tiber differen-
zierende, zwischen den einzelnen Bestimmun-
gen und Aussagen der Rahmenvereinbarungen
unterscheidende, Beurteilungen bis zum
schlichten Nein reichen., Er wird vor der Auf-
gabe stehen, die Motive fiir diese Zwiespal-
tigkeit darzustellen, und dabei sowohl solche
finden, die in den Formulierungen der Rah-
menvereinbarung selbst liegen, wie solche, die
aus den spezifischen Sehweisen der Wissen-
schaftler und Padagogen kommen, und andere.
die aus bestimmien Traditionen und aus poli-
tischen Vorentscheidungen zu erkldaren sind.
Sicher wird er auch feststellen miissen, daB
falsche Fronten entstanden sind: z. B. zwischen
den Hitern unaufgebbarer Grundsdtze wissen-
schaftlicher Methoden und den um den Erfolg
der Bemiihungen um geschichtliche und poli-
tische Bildung in der Schule Besorgten; ebenso

—~die Folgerungen

falsche Gemeinsamkeiten, z. B. zwischen Ver-
teidigern bloBer Konventionen verschiedener
Observanz und jenen Besorglen oder zwischen
Utopisten und behutsam iiberlegenden und
besonnen praktizierenden Padagogen.

Aber lassen wir diese Prognosen. Uns be-
troffenen Zeitgenossen wird jener Historiker
jedenfalls nur dann ein gutes Zeugnis aus-
stellen, wenn wir redlich wversucht haben,
falsche Fronten aufzulésen und die groBe neue
Aufgabe zu Gesicht zu bekommen: die Erzie-
hung des (auch) politischen Menschen, der die
Erinnerung bewahrt und aus ihr handelt.

Dazu wird nur kritisches, das heiBt also unter-
scheidendes Denken imstande sein. Zu ihm
gehort auch die Bereitschaft, die je andere
Position zu horen und ernst zu nehmen und sich
vor vorschnellen Denunzierungen zu hiiten.
Dem Historiker liegt es nahe, seine Methode
auf den Geschichtsunterricht selbst anzuwen-
den, an den Verlauf und die wesentlichen Er-
gebnisse der didaktischen und methodischen
Uberlegungen des vergangenen Jahrzehnts zu
erinnern und daraus die Folgerungen zu zie-
hen. Danach erst werden wir der Rahmenver-
einbarung mit einer Kritik begegnen kénnen,
die ihre Argumente nicht zur Widerlegung
oder Unterstiitzung dieser Vereinbarung erst
geschmiedet hat, sondern die sich auf die Er-
fahrungen langer Zeit und deren Priifung in
der Theorie wie im Unterricht stiitzen kann,

SchlieBlich wird zu iiberlegen sein, was nun
zu geschehen hat, noch nicht in der Form von
Lehrpldanen, wohl aber in der Richtung einiger
Grunderkenntnisse und der Folgerungen dar-
aus, Seit der Nenndorfer Tagung und seit dem
zweiten kritischen Schreiben, das ich mit Pro-

1) Die Form und mithin auch die Sprechweise des
Vorrags ist fiir den Druck beibehalten worden.
Die Veranstaltung der Bundeszentrale fiir Heimat-
dienst und der Stindigen Konferenz der Kultus-
minister der Léander in der Akademie fiir Politische
Bildung in Tutzing war eine Arbeitstagung; da-
durch war auch der Stil des Sprechens bestimmt.
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fessor Rothfels als dem Vorsitzenden des Ver-
bandes der Historiker Deutschlands an die
Minister gerichtet habe ?), ist diese Aufgabe
an die Schulverwaltungen der Lander und an
einige Kommissionen gegangen, in denen eine
nicht kleine Zahl von Fachleuten verschiede
ner Disziplinen und Richtungen in verschiede-
nem Auftrag gearbeitet haben. Einige Ergeb
nisse liegen vor, sie sind bekannt; andere sind
Zu erwarten.

\ IL

Die Reaktionen aus der Gesellschaft auf die
Rahmenvereinbarung — also aus den Verbaa-
den, den Universitdten, der Presse, den Zeit-
schriften, von vielen berufenen und unberu-
fenen einzelnen, wobei die berufenen keines-
wegs immer die zustimmenden, die unberufe-
nen keineswegs immer die kritischen gewesen
sind — haben sehr deutlich gezeigt, daB eine
Vortiberiegung zum Thema Staat und Bil-
dungspolitik dringlich ist. Soll sie das eigent-
liche Thema nicht sprengen, wird sie in un-
serem Zusammenhang freilich nur beruhrt
werden konnen. Einige ausfiihrlichere Aufie-
rungen liegen im iibrigen vor ).

Ernst Wilmanns hat schon 1951, also zu einer
Zeit schwacher Staatlichkeit, festgestellt — da-
mals handelte es sich um das Problem grofBe-
rer Einheitlichkeit der Geschichts-Lehrplane
—, der Staat miisse Wert daraut legen, wenn
er sich nicht selbst aufgeben wolle, ,das ge-
schichtliche Bewufitsein des kommenden Ge-
schlechts so zu formen, dafl es eine geeignete
Grundlage werde, seine Existenz, seine Ein-
richtungen und sein Ethos zu tragen” *). Wir
titen und selbst keinen Dienst, wenn wir so
weit gehen wiirden, der Kultusministerkonfe-
renz dieses Recht zu bestrejten. Thr Apparat
ist schwerfdllig, und auf Grund der Kultur-
hoheit der Lander sind an allen nicht auf dem
Verwaltungswege zu regelnden Angelegen-
heiten die Kabinette beteiligt mit mehr als 120
Ministern und die Parlamente. Es ist bei die-
sem Sachverhalt eher erstaunlich. daB die Kul-
tusministerkonferenz eine Rahmenvereinba-
rung mit so einschneidenden MaBnahmen zu-
standegebracht hat. und klug, daB sie nur eine
Rahmenvereinbarung formuliert hat. Es ist

2) Vom 10 Dezember 1961, verditentlicht in: Ge-
schichte in Wissenschaft und Unterricht 1962, S. 69

3) Vgl Felix Messerschmid, Das Problem der Pla-
nung im Bereich der Bildung Carl Friedrich von
Siemens Stiftung, Themen IV. Miinchen 1961

4) Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 1951
Seite 671
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auch verstandlich, daB sie nicht gerade das
Optimum dessen darstellt, was zu wiinschen
ware,

Es muBl aber doch gesagt werden, dafl die Kul-
tusministerkonferenz sich dabei auf Erkennt-
nisse gestiitzt hat, die langst vorhanden
waren, quod erat demonstrandum. Die wesent-
liche Arbeit war, wie es in Ordnung ist, vor-
her geleistet, namlich im wissenschaftlichen
und schulischen Bereich selbst. Es ist daher
unakademisch und unfair, wenn z. B. Journa-
listen, die nichts von der vorausgehenden,
mehr als ein Jahrzehnt gefiihrten Diskussion
wissen, die Sache so darstellen, als ob die
Minister wildgewordene Reformer seien, die
selbst von den Dingen, die sie dekretierten,
keine Ahnung hatten.

Es gefallt uns manches gar nicht an dieser
Rahmenvereinbarung — gewil. Aber sie ist
so sehr nur Rahmen, daB viele Deutungen und
Verwirklichungen mdoglich sind. Die richtige
Antwort ist also, sich an die Arbeit zu be-
geben.

Allerdings ist von den Ministern zu fordern,
daB sie auf Einwdnde horen und die Zeit ge-
ben, die zu solcher Arbeit eben nétig ist. Und
weiter, daB sie Raum fur Erprobungen und die
Ermutigung dazu geben vor generellen Ein-
fihrungen; deren Erfolg steht in Frage, wenn
die Lehrerschaft sich, aus welchen Grinden
immer, dagegenstellt, weil die Vorbereitung
mangelhaft ist und die Erfahrungen fehlen.
Gegen die Lehrerschaft ist in solchen Unter-
nehmungen rein nichts zuwege zu bringen, weil
das Gelingen ja doch davon abhdngt, ob sie die
Aufgabe in ihre eigene Verantwortung nimmdt.
Sie kann diese Ubernahme verweigern, wenn
nicht vorher Ubereinstimmungen herbeige-
fihrt werden.

Kulturpolitik gehoért in der Bundesrepublik zu
dem heiBen Eisen, in ihr ist die Schulpolitik
das heiBeste. Demokratisch kénnte sie nur
werden, wenn in den Grundfragen die betei-
ligten und betroffenen Gruppen die noétigen
Kldarungen und, wo moglich, einen Consensus,
in dem auch die Dissensen enthalten sein
konnen, selbst herbeifithrten. Das ist aber nur
moglich, wenn sich diese Gruppen und die ein-
zelnen in ihnen nicht im Geist der Verketzerung
gegenuberstehen. Auch die je andere Gruppe
konnte vielleicht gutwillig sein oder gar be-
sonnene Ideen haben. Ich stimme daher Hans
Wenke zu: ,Die meisten Stellungnahmen —
zumal in den Tageszeitungen der letzten Mo-
nate — leiden darunter, daB sie in vorwiegend
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polemischer Stimmung ein groteskes Bild von
diesem Plan zeichnen, das sich dann naturlich
leicht kritisieren und bekampfen lafit. Es sollte
aber eine Selbstverstandlichkeit sein, daB man
sich zundchst an das halt, was die Rahmenver-
einbarung mit ihren amtlichen Erlduterungen
sagt. Man mag dann dagegen kampfen, wenn
man dafiir gute Griinde hat, aber man sollte
die offentliche Meinung nicht dadurch ver-
wirren und irrefihren, daB man sich mit selbst
erfundenen Schreckensbildern und Karika-
turen herumschldagt” 9).

I11.

Versuchen wir also zundchst eine Inventur
und eine Bilanz unseres Nachdenkens iiber die
historisch-politische Bildung seit dem Ende der
Diktatur bis zur Rahmenvereinbarung — die
ja, will man einen Teil der AuBerungen zu ihr
wortlich nehmen, fiir manche fast den Beginn
einer neuen Diktatur bedeutiet. Die Quellen
fir eine solche Inventur sind in den einschla-
gigen Zeitschriften und einigen wenigen Buch-
publikationen leicht erreichbar; sie sind fir
diesen Vortrag samtlich noch einmal durchge-
arbeitet worden. Aber begreiflicherweise kann
in unserem Zusammenhang nur eine Abbre-
viatur gegeben werden.

Der Geschichtsunterricht war von den politi-
schen Ereignissen 1933 wie 1945 unter allen
Schulfdchern am starksten betroffen worden;
1945 war er in manchen Landern des staatlos
gewordenen Gebildes Deutschland sozusagen
in die verbrecherischen Organisationen einge-
stuft und fiir Jahre liberhaupt verboten wor-
den. Vielen Lehrern — auch mir — war die
Fakultas fiir den Geschichtsunterricht nach
1933 abgesprochen gewesen; nach 1945 stell-
ten es manche Schulverwaltungen den Lehrern
frei, Geschichtsunterricht zu erteilen; anders-
wo verweigerten sich Lehrer diesem Unter-
richt. Die bis heute zu spiirende Folge dieser
Erfahrungen ist eine verstandliche Allergie
schon bei dem Verdacht, der Geschichtsunter-
richt solle ideologisiert werden.

Nach 1945 begannen die Jahre des Nachden-
kens, des weit offenen, manchmal kithnen Fra-
gens, des Infragestellens auch von frither
Selbstverstandlichem. Die Erkenntnis war un-
bestritten, daB die Inhalte wie die Ziele des
nach 1933 aufoktroyierten Geschichtsunter-
richts der starksten Kritik unterliegen miif-

5) Der offentliche Streit um die Gemeinschafts-
kunde Kulturpolitischer Kommentar Nr. 103, 17.
Madrz 1962, Manuskript.

ten; doch konnte die Kritik sich nicht auf diese
Jahre beschranken, die deutsche Geschichte als
ganze schien fragwiirdig geworden, jedenfalls
gewisse Deutungen von ihr. Daraus mubBte
sich die Frage nach dem Bildungssinn der Ge-
schichte, also die didaktische Fragestellung
mit Notwendigkeit ergeben, im Anschiub
daran die methodische.

Die Herausgeber der Zeitschrift ,Geschichte in
Wissenschaft und Unterricht”, die bald zum
Organ dieses standigen Gesprachs geworden
war, haben genau gespiirt, wie nach einigen
Jahren die Miidigkeit einsetzte: es bedurfte
sehr viel starkerer Anstrengungen, um die
wesentlichen unterrichtlichen Fragen nicht aus-
klingen. zu lassen; mit dem Angebot von
neuen Geschichtsbiichern war es ja nicht getan.

Die nach den antisemitischen Schmierereien
einsetzenden Angriffe gegen den Geschichts-
unterricht und die Geschichtsbiicher, die das
eigentliche Problem zum groBten Teil verfehl-
ten, und schlieBlich die Rahmenvereinbarung
wirkten provozierend. Die alsbald in breite-
ster OUffentlichkeit und sehr laut gefiihrte
Diskussion machte sichtbar, daB die Ergeb-
nisse langjahriger didaktischer Uberlegungen
weithin unbekannt geblieben waren, daB heiBt
aber auch, daB ihre unterrichtliche Verwirkli-
chung sich noch nicht in geniigendem Male
durchgesetzt hat. Die bildungstheoretischen
und methodischen Erkenntnisse sind der all-
gemeinen schulischen Wirklichkeit notwen-
digerweise voraus; sie werden von einzelnen
Lehrern in wenigen Schulen gewonnen und
durchdacht.

Um es vorweg zu sagen: das ergiebigste Jahr
dieses Nachdenkens war das Jahr 1952, Das
ist zehn Jahre her. 1955 lagen die wichtigsten
Erkenntnisse dariiber vor, wie der Geschichts-
unterricht sich entwickeln miisse, darin ein-
geschlossen der ihm obliegende Anteil an der
Politischen Bildung. Der Weg von der Theorie,
den Prinzipien, zu den Imperativen, den in-
stitutionellen Folgerungen auf breiter Ebene,
ist miihsam und lang, und es kann sein, so
lang, daB auf ihm die erkannten Prinzipien
wieder verloren gehen oder vergessen schei-
nen.

Die Hauptschwierigkeit der Darstellung be-
steht darin, daB die wesentlichen Motive in
der Diskussion dieser Jahre nicht auseinander
entwickelt worden sind, sondern sofort in viel-
faltiger Verschrankung auftauchen, daB das
Gewicht der einzelnen Motive sehr verschie-
den bewertet wird und daher auch Einseitig-
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keiten unvermeidbar waren. Die Ergebnisse
miissen also jetzt nebeneinander dargestellt
werden. Dennoch ist im Blick zu behalten, dafB
alle wesentlichen Motive eng miteinander zu-
sammenhangen. Ob sie voneinander getrennt
in eine kiinftige Ordnung eingebracht werden
koénnen, wird iiberlegt werden miissen.

IV.

Gehen wir von den Ergebnissen der Kritik
aus, von dem, was der Geschichtsunterrichit
nicht sein dart.

a) Geschichte der nationalstaatlichen ldee

Dariiber braucht in diesem Zusammenhang
nicht viel gesagt zu werden, da nach Ausweis
der Lehrplane und Lehrbucher der ungeheuer-
liche Miflbrauch dieser Idee den wir erlebt
haben, und die vollige Veranderung der welt-
politischen Konstellation nach dem Zweiten
Weltkrieg bewirkt haben, daB die National-
staatsidee nicht mehr Leitidee unseres Ge-
schichtsunterrichts ist — was nicht heiBt, daB
der Geschichte unseres Volkes nicht ein be-
deutender Raum im Geschichtsunterricht blei-
ben misse.

Woaohl aber zeigen einige AuBerungen der
letzten Zeit, daB die Auflosung der National-
staatsidee ein geschichtsunterrichtliches Va-
kuum hinterlassen hat, das zu [illen noch
keineswegs gelungen ist Im Briel eines Ge-
schichtslehrers an einen Universitatshistoriker
zur Rahmenvereinbarung heifit es z. B.:
.+ » - Zum andern werden ja ganz eindeutig
gegenwartspolitische Gesichtspunkte in den
Unterricht hineingetragen, das deutsche Ge-
schichtsbild wird autgelost, es wird kaum noch
maglich sein, irgendeine Art von Traditions-
bewuBtsein hervorzurufen . . .Und man kann
sich des Eindrucks nicht erwehren, daB da
ganz bewuBte Tendenzen am Werke sind. Un-
sere Abiturienten werden in spdatestens drei
Jahren iiber die Negerstamme des Kongoge-
bietes bhesser Bescheid wissen als {iber den
30jahrigen Krieg oder Friedrich den GroBen.”
Welch ein Gemisch von zu respektierender
Sorge, Miiverstehen des in der Rahmenverein-
barung Gemeinten und Ratlosigkeit in der
Frage der geschichtlichen wie der politischen
Bildung! Ist es ganz abwegig, sich zu fragen,
ob jemand, der eine fundamentale Aufgabe
dieser Epoche, deren Erfiilllung oder Nichter:
fillung auch tber Europa und die noch freie
Welt entscheidet, in die Formulierung ,Be-
scheid wissen iiber die Negerstamme des
Kongogebietes” bringt, iiber den 30jahrigen
Krieg und Friedrich den GroBen in einer
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Weise unterrichten kann, die nicht nur unver-
bindliches Traditionswissen erbringt, sondern
unsere geschichtliche Uberlieferung 6ffnet und
daraus MafBstabe flir das Verstandnis unserer
Welt gewinnt? Also z. B. nur die Erkenntnis,
was europdische ,Schlesische Kriege” im 19.
und 20. Jahrhundert bedeutet haben und was
heute von den ostlichen und siidlichen Léan-
dern Europas her ein 30jdhriger Krieg tber
Europa heifien wiirde?

b) Gefihrt einer universalen Geistesgeschichte

Diese Idee ist nach 1945 aufgetaucht — als
Flucht vor der politischen Geschichte und als
Vorschlag zur Uberwindung der National-
staatsidee im Geschichisunterricht. Sie stellt
heute woh! die geringere Gefahr dar. Immer-
hin deuten einige Vorschlage der letzten Zeit
noch in diese Richtung.

c) .Wellgeschichle® als neuer
Enzyklopadismus

Wohl aber ist die Erweiterung des geschicht-
lichen und gegenwartspolitischen Blickfeldes
auf Asien und Afrika unumganglich. Die Ham-
burger Tagung des Verbandes der Geschichts-
lehrer 1960 hat solche Erweiterung, auch im
Geschichtsunterricht, dort, wo die europaische
Geschichte auf diese Volker gestoBen ist, als
unabweislich erkennen lassen. in héherem
Ma8, als es schon bisher geschehen ist.

d) Politische Geschichte nur als (europdische)
Staatengeschichte

Die Geschichte der politischen Strukturen und
[deen der Wirtschaft, der Gesellschaft, der
rechtlichen Ordnungen ist nicht weniger be-
deutsam, zu Zeiten sogar wichtiger.

e) Instrument allein der Politischen Bildung

Daraut ist spater ausflihrlicher einzugehen.
Hier sei, da mehrfacher Anlab besteht, nur
darauf hingewiesen, daB es den Geschichts-
unterricht schon verfalschen hieBe, wenn er
sich als das Fach prodemokratischer Werbung
verstinde. Ein solches Verstandnis miindet
rasch in seine (politische) Ideologisierung und
verstellt dann z B. so wichtige geschichtliche
und politische Erkenntnisse, daf die Ord-
nung der Freiheit und des Rechts, die wir
demokratisch nennen, unter verschiedenen
epochalen Bedingungen sehr verschieden aus-
sehen kann.

V.

Wenden wir uns danach den Zielen zu, die
nach 1945 dem Geschichtsunterricht in vor-
nehmlicher Weise gesteckt worden sind.



a) Im Vordergrund standen — begreiflicher-
weise — jene Aufgaben, die sich aus der Ge-
genwart stellen. Der Geschichtsunterricht soll
das Verstandnis unserer politischen Gegeben:
heiten vorbereiten; soll den Grundbestand
an politischen Kraften und an Moglichkeiten
einer politischen Ordnung erkennen lassen,
der uns aus der Geschichte im Sinn der Auf-
forderung geblieben ist, also sich nicht aus
der bloBen Gegenwartsanalyse ergibt; er soll
den geschichtlichen Horizont aufklaren. ohne
den unsere gegenwartige (politische, gesell-
schaftliche, wirtschaftliche, kulturelle) Situa-
tion nicht begriffen werden kann und politi-
sche Fehlentscheidungen unvermeidlich sind.
Diese Ziele hat vor allem Erich Weniger im-
mer wieder als die dringlichsten dargestellt?).

Dazu gehort vor allem: die Kenntnis der revo-
lutiondaren Veranderungen im politischen und
gesellschaftlichen Raum; die Einsicht in die
Ausweitung der europdischen Geschichte zur
Wellgeschichte; das Verstandnis unserer staat-
lichen Ordnung — auch innerhalb der inter-
nationalen Gefiige und Spannungen aus der
Geschichte.

Diese Ziele koénnen flachig. horizontal ver-
standen werden und wiirden dann den Ge-
schichtsunferricht ,gegenwartskundlich” be-
grinden vielleicht mit einem Ankratzen der
obersten geschichtlichen Schicht Es bestiinde,
wenn sie allzu betont werden und also der
Geschichtsunterricht Gber frithere Epochen nur
noch als Riickverfolgen der in unsere Zeit
mindenden Sinnlinie begriffen wird, die Ge-
fahr eines nicht zu verantwortenden Verlustes
an Geschichte bei der heranwachsenden Ge-
neration. Dagegen wiirden bald Einwdnde
gemacht, so war der ,Abschied von der bis-
herigen Geschichte” entschieden nicht gemeint
gewesen, auch wenn Alfred Weber selbst da-
zu AnlaB gegeben hat, verzweifelten AnlaB.
Was also weiter? '

b). Geschichtliche Bildung entsteht nur aus
einer Beschdftigung mit Geschichte, die Erin-
nerung zu stiften vermag Am eindriicklich-
sten ist diese Aufgabe von Reinhold Schneider
formuliert worden 7); die Sdtze sollen hier
stehen:

«Dies ist in solcher Entschiedenheit viel-
leicht noch nicht gesagt worden: daB Ge-

6) Vgl Erich Weniger, Zur Frage der Richtlinien,
Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 1960
Seite 32 ff

7) Reinhold Schneider, Winter in Wien Freiburg
1961, Seite 156

schichisbewuBtsein, die Ubertragung des
Geschehenen in die Stunde eine sittliche
Forderung ist, daf Sittlichkeit also, die
sich aut das Personale und Soziale ein-
schrankt, nicht gentigt. Wir kommen aus
fernsten Zeiten, sind Sohne unzahliger
Geschiechter, Erben dessen) was sie getan
—. und es ist Gebot, sie im Bewulitsein
zu tragen Da eben der Mensch der in der
Geschichte Stehende ist — zwischen der
Stinde und dem Heil —, so kann er nicht
sein, was er sein soll, wenn der durch-
wanderte Weg und die auf ihm sehritten,
ihm nicht gegenwartig sind.”
Geschichte ist Explikation des Humanum —
des oft, ja meist sehr inhumanen Humanum.
Man denkt an Luthers Satz: ,Hic historiarum
usus est, quod docent conscientias.,. sic in
historia manendum est ®).

Daraus ergeben sich zwei fiir unsere Frage
wichtige Erkenntnisse:

1. Der fast uniibersehbare Raum der Geschich-
te bietet unzahlige Moglichkeiten dieses
docere conscientias. Was ist in dieser Ab-
sicht erinnerungswiirdig? Doch sicher langst
nicht alles, was im Unterholz der Uberlie-
ferung vorfindbar ist; auch langst nicht al-
les, was die schlechterdings und grundsatz-
lich unbegrenzte Neugier der Geschichts-
wissenschaft anbietet. So stellt sich das
Auswahlproblem.

2. ,Erinnerung”® entsteht sicher nicht durch
die einfache Vermittlung von WiBbarkeiten,
durch bloBe Kenntnisse; der Geschichts-
unterricht muBl pragende Einsichten vermit-
teln, die gegenwdrtig bleiben. Ob das ge-
lingt, hangt sowohl von der Auswahl des
Bedeutsamen wie von der Methodik des
Unterrichts ab.

Unter diesen Gesichtspunkten
stimmen:

a) Das Verhdltnis von Geschichtsunterricht
zu den anderen Fachern, in denen ebenfalls
Geschichte prasent wird oder ohne deren Bei-
trag unsere politische Welt nicht voll ver-
standlich gemacht werden kann, z, B. zur Ge-
ographie, jedoch nicht zu ihr allein.

b) Das Verhaltnis von geschichtlicher und poli-
tischer Bildung.

c) Die zentralen Themen, welche die Auswahl
bestimmen. Sie sind zu gewinnen aus ,iliber-
greifenden Fragen”, fiir welche die Geschichte

auf ihre Antworten zu befragen ist. '

ist zu be-

8) Kommentar zu Jesaia 13, 1—22.
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Die Fragen nach dem Verstdndnis von ge-
schichtlicher und politischer Bildung hat nach
1948 die Diskussion um den Bildungssinn der
Geschichte wohl am stdrksten bestimmt. Es
zeigte sich, daB die falsche Politisierung des
Geschichtsunterricht nach 1933, also die Ideo-
logisierung, nicht dadurch tliberwunden wer-
den kann, daB die Frage nach den politischen
Gehalten der Geschichte und nach dem poli-
tischen Auftrag des Geschichtsunterrichts ab-
geschnitten wird. Man kann die Erfahrung
eines totalitdren Systems nicht machen, ohne
ein fiir allemal zu wissen, welche Bedeutung
der iibergreifenden, also politischen Ordnung
fiir jeden einzelnen Menschen und fiir die Ord-
nungen, in denen er sein Dasein fiihrt, zu-
kommt. Das hat Folgen auch fiir das gesamte
Bildungswesen. Befassen wir uns also nun mit
dem politischen Bildungsauftrag der Schule.

In dem oben zitierten Brief an einen Univer-
sitatshistoriker steht der Satz: ,Ich sage freu-
dig ja z. B. zu einer Behandlung der gegen-
wartigen deutschen Verfassungswirklichkeit 9),
wenn ich, daran ankniipfend, die Linien in die
Vergangenheit zuriickziehen kann, um so ein
Gesamtbild der Entwicklung aufzuzeigen. Ich
halte es dagegen aber fiir vollig tberflissig,
z. B. den Aufbau einer Aktiengesellschaft zu
erkldaren oder Probleme des Verkehrswesens
in der Bundesrepublik zu besprechen.” Ich
zitiere den Satz, weil er in mehr als einer Hin-
sicht charakteristisch ist. Als Aufgabe des
Historikers wird es bezeichnet, die Linien,
welche die gegenwirtige politische Ordnung
mit der Vergangenheit verbinden, zuriickzu-
verfolgen. Das ist richtig. Als kennzeichnend
fiir die Sozialkunde aber nennt er Aktien-
gesellschaft und Verkehrswesen, stellt also
einen Popanz auf, den er — dann mit vollem
Recht — abweisen kann.

Welche Kernauigaben sind der Sozialkunde
gestellt?

a) Aufgabe der Sozialkunde im engeren Sinn
ist es, die gesellschaftliche Wirklichkeit der
Gegenwart bei uns, ihre wirtschaftlich-sozi-
alen, staatlich-rechtlichen und kulturellen
Ordnungselemente aufzuzeigen, tiber die ver-
schiedenen Gesellschaftssysteme der heutigen
Welt zu orientieren und damit das Wirkungs-
feld der Politik in den Blick zu geben.

9) Gemeint ist eben nicht die Verfassungswirklich-
.keit — deren Behandlung wiirde der Briefschreiber
als ,Hineintragen politischer Gesichtspunkte in den
Unterricht” gerade ablehnen —, sondern die ge-
schriebene Verfassung.
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b) Eine weitere Aufgabe besteht darin, die
Grundelemente einer politischen Anthropolo-
gie zu entwickeln: Welche Fahigkeiten und
Tugenden sind gefordert, damit eine die ein-
zelnen, die Intim- und Gruppenordnungen
ubergreifende, also politische Ordnung ge-
deihen kann? Dazu ist eine auf das Politische
bezogene Besinnung iiber die Daseinsaufgabe
des Menschen und Biirgers n6tig. Materialien
dazu liegen in der Geschichte in iiberreichem
MaB bereit; sie sind zu erganzen und zeitge-
recht zu formulieren aus dem in a) genannten
Bereich.

¢) In engstem Zusammenhang damit steht die
Aufgabe, wesentliche Bedingungen und For-
men menschenwirdiger, sinnvoller Ordnung
des Zusammenlebens einsichtig zu machen,
also die Aufgabe einer politischen Struktur-
lehre.

d) Politische Denkweise und politisches Han-
deln haben ein spezifisches Wesen, unter-
schieden vom privaten und beruflichen Den-
ken und Tun. Es muB erschlossen werden.
Ein Weg dazu fiihrt iber die politische Ur-
teilslehre: Was ist notig, damit begriindetes
politisches Urteil zustandekommen kann, ein
Vorgang von sehr komplexer Art? Die Erfah-
rung davon und die Ubung politischen Urtei-
lens geschieht im kritischen Nach-, Mit- und
Vorausdenken politischer Entscheidungen.
Politische Urteilslehre — auf der Altersstufe
von Primanern — setzt, richtig angelegt, nicht
mehr und nicht weniger Fahigkeiten und Mii-
hen voraus, als in den klassischen Fachern
verlangt werden und als etwa zur Erarbeitung
des Verstehens eines historischen Vorganges
gefordert werden miissen.

e) Das eigentliche Ziel von alledem ist nach
Wilhelm Flitner, durch die Verbindung dieser
Aufgabenbereiche ,sehen zu lehren, was heute
in der politisch-gesellschaftlichen Welt zur
Aufgabe geworden ist* und ,wo in dieser
Situation die personliche und kollektive Ver-
antwortung liegt”.

Daraus ergibt sich: Sozialkunde ist weder po-
litische Schulung noch gar Propaganda, sie
erhalt ihre Ziele weder von Parteien noch von
Regierungskoalitionen in Bonn und anderswo
noch von ,ideologischen Tendenzen”. Sie dient
der Politischen Bildung in der dem allgemein-
bildenden Schulwesen angemessenen Weise.
Ihre wissenschaftlichen Kategorien erhdlt sie
von der Politikwissenschaft, also von der Uni-
versitdt; deren Ubertragung in die Schule ist
eine pddagogische Aufgabe wie die Uber-



setzung aller wissenschaftlichen Disziplinen
in Beitrdge zur Allgemeinbildung. DaB sie
ideologisch miBbraucht werden kann, teilt sie
mit dem Geschichtsunterricht, Absusus autem
non toilit usum.

Aus dem Bisherigen ist noch immer keine
Klarheit dariiber zu gewinnen, in welchem
MaBe und auf welche Weise der Geschichts-
unterricht zum politischen Bildungsauftrag der
Schule beitragt, weswegen die Frage eines
eigenen Faches ,Sozialkunde und Politik® bis
heute nicht in allen Bundesldndern entschie-
den worden ist. Die Rahmenvereinbarung hat
eine Antwort unausweichlich gemacht.

VIL

In den Jahren nach 1948 hat sich die Frage
nach dem Bildungssinn der Geschichte vor
allem in einer methodischen Diskussion arti-
kuliert: der um den exemplarischen oder the-
matischen Geschichtsunterricht. Worum ging
es dabei im Eigentlichen?

Der Mensch ist das geschichtliche Wesen; was
er sein soll, konne er nicht sein, wenn der
durchwanderte Weg und die auf ihm schritten,
ihm nicht gegenwartig seien (R. Schneider).
Dieser Satz wird jedem Historiker teuer sein.
Aber er erhalt schwerste menschliche Fracht.
Er steht in einem Buch, das in der geschichts-
trachtigsten deutschen Stadt geschrieben wor-
den ist, in Wien, die Schneider jahrzehntelang
aus Geschichtsfurcht nicht zu betreten gewagt
hat; in einem Buch, worin der Grundklang der
Verzweiflung dessen schlechthin nicht zu
iiberhoren ist, der weiB, was Geschichte, ins-
besondere was europdische Geschichte ist; der
weiB, daB Geschichte keine dauernde, feste
Erde unter sich hat, sondern das chaotische
Magma der vulkanischen menschlichen Natur;
der erfahren hat, daB noch die groBen politi-
schen Entscheidungen nur flichtige Verhalt-
nisse schaffen konnten und konnen, da Ver-
hdngnis und Bosheit in der Geschichte eher
zu erwarten sind als die Fahrt auf gliickhaftem
Schiff; aus dessen letzter Zeit vor seinem Tod
wir AuBerungen haben, die auf eine Flucht
vor den historischen Wissenschaften in die
Naturwissenschaften schlieBen lassen.

Wer Geschichte zu lehren unternimmt und
diese Dimension des Geschichtlichen nicht
kennt, sie nicht wenigstens ahnt, ist fiir dieses
Geschdft schlecht ausgeriistet; den Bildungs-
sinn der Geschichte jedenfalls kann er nicht
vermitteln. Die Alten, denen die exempla mo-
ralia mekr galten als historisches Vielwissen,

Beispiele menschlicher Verhaltensweisen, gu-
ter wie boser, waren der Wahrheit der Ge-
schichte ndher als wir, die wir durch den
Historismus gegangen sind und oft nicht ein-
mal mehr die minima moralia gelten lassen —
qua Historiker nur, freilich. i

Aus dem zitierten Satz die Folgerung zu zie-
hen, also miisse moglichst viel geschichtliches
Wissen in der Form von Fakten vermittelt
werden, moglichst viel materiale Einzelheiten,
das jedenfalls hieBe ihn in grotesker Weise
miBverstehen,

Aber wieviel Faktenwissen braucht man, um
jenes Wesenswissen keltern zu kénnen, um
dessen willen der Geschichtspadagoge sein
Fach liebt und dessentwegen er darauf besteht,
der junge Mensch, jeder junge Mensch miisse
Geschichte lernen?

Aus dieser bedrdangenden Frage ist die kaum
mehr zu tlberschauende und schwer zu ord-
nende Diskussion um die Stoffauswahlfragen
vor allem der Oberstufe entstanden, die den
Geschichtsunterricht auf bestimmte Themen
zu beschrdanken versucht, auf Quer- oder
Ldngsschnitte, die Diskussion um‘zentrale The-
men, um den Begriff des Thematischen vor
allem. In der Auswahlfrage wurde der schwer
auflésbare Kern des Problems der geschicht-
lichen Bildung erkannt, in ihr artikulierten
sich sowohl die pddagogische wie die didak-
tische wie die methodische Problematik eines
modernen Geschichtsunterrichts — und dies
in Deutschland nach der Diktatur, d. h. nach
der Zerstérung des Restes an Reich, das uns
aus dem 19. Jahrhundert noch iberkommen
war und das, sehe ich richtig, in wie abge-
schwéchten, ja denaturierten Formen immer,
die geheime Mitte unseres Geschichtsunter-
richts gewesen war.

Die unterrichtliche, die péddagogische Seite
der Idee des Thematischen — sie ist, wie
meine Bemerkung vom nun endgiiltig zer-
storten Reich andeutete, eine Seite nur —
dringte sich aus drei unabweisbaren Erkennt-
nissen auf:

1. Im Geschichtlichen selbst, also in der auBer-
philosophischen und auBereschatologischen
Sicht, gibt es keinen Standort, von dem aus
das Ganze der Geschichte, auch nur der
europdischen Geschichte zu iiberschauen
wdre. Auch die Geschichtswissenschaft ver-
fiigt iiber keinen solchen Standort; Versuche,
wie sie z. B. mein Lehrer Johannes Haller in

. seinen ,Epochen der deutschen Geschichte”
unternommen hat, sind hochverdienstlich,
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aber notwendigerweise unzulanglich, bei
ihm noch dazu wegen seines sehr eindeuti-
gen politischen Standorts, der aber nicht als
zufdllig und also vom wissenschaftlichen
Gehalt seiner Darstellung ablosbar ange-
sehen werden kann. Der Ausweqg der chro-
nologischen Darstellung, also des dem zeit-
lichen Ablauf folgenden Berichts, ist in de:
der Mittelstute angemessenen epischen Ver-
dichtung, also auch Auswahl, gangbar und
unerlaBlich. Aber die Bewaltigung der
Stoffmengen ist je langer je weniger ge-
lungen; es ist wie im Gebirge: die Berge
verdecken dem Schiiler die Aussicht. Auch
die gut gelungene Abiturleistung eines
Schiilers ist kein Gegenargument, denn was
er in der Form der Priifung aufweist, selbst
wenn sie Hochform ist, ist immer nur Aus-
schnitt, und die Schule stellt nicht fest, was
mit seinen Kenntnissen nachher geschieht;
darauf aber kommt es an, wie' in allen
Fachern.

. Der Zwang der Stoffbewadltigung verfiihrt
nicht nur, sodern zwingt zum Eilvertahren,
worin Genauigkeit, Konkretisierung, Indi-
vidualisierung, historische Urteilsbildung
notwendig zu kurz kommen, denn all das
fordert Nachdenken, Einzel- und Gruppen-
arbeit, Hinzuziehung von Quellen dann und
wann und vieles andere mehr,

. Das durchgdngige chronologische Verfahren
im Unterricht selbst vermag gewifl eine
Menge von Wissen zu vermitteln, auch in-
tellektuelle Schulung; die personale Er-
fahrung der Geschichte aber macht dieses
Verfahren weithin unmoglich.

Verweilen wir ein wenig bei diesen Uber-
legungen, sie sind fir alles Weitere von
ausschlaggebendem Gewicht.

Der Begriti des Exemplarischen, im Ge-
schichtsunterricht also des Themalischen,
ist 1951 und 1952 in den Tubinger Gespra-
chen zum ersten Mal in seiner zentralen
Bedeutung fiir die ganze Schulreform be-
nutzt worden. Er ist von Martin Wagen-
schein aus der Physik her entwidkelt wor-
den, also aus einem Fachbereich von ganz
anderer Struktur als dem der Geschichts-
wissenschaft und nur mit groBten Schwie-
rigkeiten auf den Geschichtsunterricht iiber-
tragbar. Ein physikalisches Phdanomen ist
urspriingliche Realitdat, anschaubar, isolier-
bar, nachpriifbar, beliebig wiederholbar;
es kann voll in die Schulstube geholt wer-
den. Ein geschichtliches Ereignis ist unwie-
derholbar voriiber, Forscher und Schiiler
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kénnen ihm nicht real begegnen, es ist nicht
reproduzierbar. Die Elementarerfahrung in
den Naturwissenschaften steht der Ge-
schichtsschreibung und dem Geschichtsun-
terricht nicht zu Gebot. An seiner Stelle
stehen Quellen, also Zeichen nur, die ge-
deutet werden missen und deren Entspre-
chungscharakter fiir das urspriingliche ,Pha-
nomen” selbst zundchst fragwiirdig ist.

Wer diesen fundamentalen Unterschied
ibersieht, wird der Andersheit der Ge-
schichte nicht gerecht. Es gibt also keine
exemplarischen Ereignisse und Situationen,
die flir andere eintreten konnen, weil sie
von einer gleichen, gemeinsamen, verlaB-
lichen Gesetzlichkeit gesteuert wiirden; die
franzosische Revolution kann nicht exem-
plarisch fiir die russische stehen. Ahnlich-
keiten im Ablauf sind, streng genommen,
keine Analogien; Lenin ist nicht Napoleon.

Wohl gibt es Ereignisse, Gestalten, die fiir
diese Zeit, diese Epoche reprasentativ, also
aussagekraftig, hochbedeutsam, bestimmend
sind; aber sie bleiben absolut einmalig, Fak-
tum schlechthin und wortlich, und gerade
ihre Bedeutsamkeit bleibt bezogen auf den
Betrachter und seinen Standort; die ge-
schichtliche Landschaft @ndert sich und mit
ihr auch die Sicht auf die selbst reprdasen-
tativsten Fakten.

Wofiir also konnen geschichtliche Phanomene
exemplarisch sein? Sehr selten fiir andere,
das haben wir gesehen; vielleicht grofe Ge-
stalten fir kleinere derselben Epoche. Hilft
uns die Erkenntnis von der Geschichte als
Explikation des Humanum weiter? Ich firch-
te, sie ist fiir die schulische Aufgabe zu hoch
und viel zu allgemein, als daB daraus giil-
tige und den Stoff verantwortbar beschrdn-
kende Ordnungsgesichtspunkte gewonnen
werden kénnen. Ein undifferenziertes Ver-
standnis und eine nicht geniigend differen-
zierende Interpretation wiirden zum naiven
Geschichtsverstandnis fritherer Zeiten —
Geschichte als magistra vitae — zuriickfiih-
ren und die Desillusionierung aller ideolo-
gischen Stilisierungen und die wache Sorge
vor dem standig drohenden propagan-
distisch-politischen MiBbrauch der Geschich-
te mindern, die wir der kritischen Historie
verdanken. Die groBen Leistungen, die
weltgeschichtlichen Schurkereien, das gute
und bése Gelingen, das hochgemute und
tragische Scheitern, die kurze Zeit beste-
henden Inseln von relativ freien, gerechten
und friedlichen Ordnungen im Meer des ge-



schichtlichen Unfriedens, Schicksale von
Konigen, Soldaten, Biirgern und Unfreien
aller Grade — all das wird immer seinen
Rang im Geschichtsunterricht haben. Aber
ist mit all dem das geschichtspddagogische
Unternehmen zu organisieren, aus der Viel-
falt des Geschehens das geschichtliche Bil-
dung Begriindende auszuwdhlen, ohne dem
Raritatenkastenprinzip zu verfallen oder
zur Evolutionsidee oder zu kulturmorpholo-
gischen Ordnungsprinzipien zurtickzukeh-
ren?

Explikation des Humanum, docere con-
scientias und dhnliches sind Prinzipien des
Geschichtsunterrichts, wichtige, unentbehr-
liche — aber mit ihnen kann man nicht the-
matisch aus der Fiille des geschichtlichen
Stoffes auslesen, sie ordnen und iiberschau-
bar machen.

Weiter helfen wohl einige andere Ge-
sichtspunkte, die aus den Uberlegungen
des vergangenen Jahrzehnts herauszuscha-
len sind.

Das Bediirfnis nach Ordnung und Uber-
sicht ist legitim; in Anbetracht der ge-
schwundenen Zeit, die uns fiir den histo-
risch-politischen Bereich zur Verfligung
steht, ist es unabweisbar. Aber wichtiger
noch ist es doch wohl die elementare Erfah-
rung von geschichtlichen exempla selbst zu
vermitteln; also von Casar am Rubicon, von
Heinrich IV. in Canossa, von Philipp IL
im Escorial, von den Kemptener Bauern
des Jahres 1525, von Lenin am 17. April
1917. Wer es versucht hat, weiB, wie-
viel Zeit eine solche individualisierende
Methode in Anspruch nimmt; weiB, daB
Lehrplan und Lehrbuch, aber auch die man-
nigfachen Ordnungsschemata auf diese
Weise gesprengt werden. Auf diese Weise
— das heiit, indem man damit ernstmacht,
daB Geschichte Feld menschlicher Entschei-
dungen ist; daB das geschichtliche Faktum
eben Faktum, also unwiederholbare Ein-
maligkeit innerhalb einer politischen Kon-
stellation, eines durch friihere gelungene
oder verfehlte Entscheidungen gebildeten
Horizontes ist, den mit sichtbar zu machen
zum Verstehen solcher Einmaligkeit hinzu-
gehdrt. Das ist eine jedesmal &uBerst kom-
plexe Aufgabe, in der jagenden Eile unse-
res normalen Unterrichts kaum zu bewalti-
gen. Es muB aber deutlich gesagt werden,
daB Exempla solcher Art, entwickelt in die
Tiefe und Breite des Geschichtlichen, also
nicht nur in der situativen Einmaligkeit

dargestellt, fiir die geschichtliche wie poli-
litische Bildung bedeutend wichtiger sind
als das chronologische Uberfliegen, von dem
in Kiirze doch nur noch blasse Erinnerun-
gen tlibrigbleiben, die zu keinem Bild von
einem Ganzen zusammenschieBen.

Solche Exempla erst vermogen die Ord-
nungen zu fiillen, den Aufweis von umfas-
senden geschichtlichen, also gesellschaft-
lichen, staatlichen, wirtschaftlichen Struk-
turen zu rechtfertigen, ohne die das Exem-
plum leicht ortlos bleiben wiirde.

Gegen die Herausarbeitung solcher Struk-
turen, also von epochal bestimmten Ord-
nungsgefiigen von Gesellschaft und Herr-
schaft, mag man einwenden, sie verfithrten
zum Umgang mit ungefiillten Begriffen und
provozierten Urteile, die sich erst auf der
letzten Stufe der Forschung begriindet ge-
ben lieBen. Das mag sein, bedeutet aber
nicht mehr, als daB eine padagogische Auf-
gabe gestellt ist. Immer werden auf der
Stufe der Schule nur Entwicklungen ange-
legt, sie hat propddeutischen Charakter;
man darf also auch nicht zuviel verlangen.
Die Existenz solcher Ordnungsgefiige ist fiir
unsere Fragestellung in mehrfacher Hin-
sicht wichtig:

Ordnungsgefiige sind immer geschichtlich
verstandlich zu machen, sie bestimmen
eine Epoche. Aber sie gehen in der Epoche
nicht vollig auf, sondern iibersteigen sie.
Es gibt nicht beliebig viele solcher Geflige,
ihre Elemente sind fast alle {iberall vorhan-
den; verschieden ist ihr jeweiliger Ort im
Geflige, ihre Gewichtigkeit, das Mischungs-
verhdltnis sozusagen. Das herrschaftliche
Element kann stirker ausgeprdgt sein als
das bruderschaftliche; herrschen koénnen
Personen, aber auch Korperschaften; der
Herrscher kann als Stellvertreter Gottes,
‘ja als selbst go6ttlich begriffen werden, er
kann seine Legitimitat anders begriinden
usw. Hier er6ffnen sich Méglichkeiten der
echten, wissenschaftlich erforschten, ge-
schichtlichen Analogie, des differenzieren-
den Vergleichs Hier sind politische Ein-
sichten méglich, die — bei aller gebotenen
Vorsicht — auch der Erhellung der gegen-
wartigen Ordnung dienen und der in ihr
waltenden Tendenzen. Ein wesentlicher Bei-
trag des Geschichtsuntarrichts zur Politi-
schen Bildung hdngt davon ab, ob diese in
der Geschichte gebotenen Méglichkeiten
zur Erkenntnis politischer Strukturen er-
griffen werden.
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Ein dritter, auBerst wichtiger Begriff des
Exemplarisch-Thematischen bezieht sich auf
den Erkenntnisvorgang. Im Bereich der Ge-
schichte bedeutet dieser Begriff, es miisse
zur Erfahrung gebracht werden, was alles
dazu gehort, damit geschichtliche Einsicht
und aus ihr begriindetes historisches Urteil
zustandekommen, dies, indem anhand von
Fragen in die Faktenzusammenhdange ein-
gedrungen wird und sie dadurch in den
MaBen des schulisch Maoglichen geklart
werden. Das ist exemplarisch wirklich mog-
lich; und es ist nur exemplarisch moglich,
da das Ganze der Geschichte unméglich auf
diese Weise erarbeitet werden kann. Kur-
sorisches Kennenlernen geschichtlicher Zeit-
raume ist erst dann ungefahrlich, wenn die-
se Erfahrung eindriicklich gemacht worden
ist. Man wird keinen ausschlieBenden Ge-
gensatz zwischen dieser auf den historio-
graphischen Erkenntnisvorgang bezogenen,
thematisch vermittelten Erfahrung und dem
kursorischen Verfahren etablieren diirfen.
Doch muB klar sein — sozusagen ein ge-
schichtspadagogisches Axiom —, daB das
erste Verfahren den Vorrang hat. Daraus
ergeben sich gewichtige Folgerungen fir
unsere Grundfragestellung.

VIII.

Sowohl die Frage nach der bestmdglichen Er-
reichung der Ziele des Geschichtsunterrichts,
vor allem also die nach dem thematischen
Unterricht, wie auch die Frage des Verhalt-
nisses von geschichtlicher und politischer Bil-
dung konkretisiert sich unterrichtlich am
scharfsten in der Frage, ob ein zwelter kur-
sorischer Durchgang durch die Geschichle un-
erldBlich sei. Sie ist bereits in den frithen
finfziger Jahren als die Entscheidungsfrage
ertkannt worden, aber die unterrichtsorgani-
satorischen Folgerungen sind ministeriell nur
selten gezogen worden; das Wagnis schien zu
riskant — wie sich auch jetzt zeigt, wo mit der
Rahmenvereinbarung die Entscheidung prak-
tisch, aber ohne daB darauf eingegangen wor-
den ware, gefallen ist. Gerade in diesem Punkt
sollten wir uns jede Verketzerung der je
anderen Meinung verbieten; beide Meinungen
wissen gute Griinde Ffir sich anzufiihren. Es
handelt sich also um einen klassischen Fall
der Giiterabwagung.

Rufen wir uns jene Argumente ins Gedacht-
nis zuriick, die damals als giiltig erkannt wor-
den waren und es inzwischen nicht weniger
geworden sind.
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1. Alle unterrichtlichen Fragen der geschicht-
lichen Bildung sind Funktion des Bildes,
das wir von der Geschichte haben. Ihre
Ablaufe sind kaum mehr zu iiberschauen
oder doch unterrichtlich tberschaubar zu
machen — so, daB mehr erreicht wird als
eben Faktenwissen am Leitfaden eines
mit Hilfe der Entwicklungsidee geordneten
Ganges durch die Geschichte. Die Frage
nach dem also, was an bildenden Erfah-
rungen aus dem oft so ratselhaften, irra-
tional erscheinenden, in keine Ordnung zu
bringenden Geschehen zu gewinnen ist,
hat den Rang primdrer Dringlichkeit be-
kommen. Mit der Idee der Entwicklung,
jedenfalls mit dem gebrdauchlichen Begriff
der Entwicklung, ist Geschichte nicht mehr
zu fassen und ist diese bedrangende Frage
nicht zu beantworten.

Nun ist heute Geschichte grundsatzlich
Weltgeschichte geworden. Ranke schon hat
das gewuBt; man lese die Einleitungen zu
seinen groBen Werken iiber europdische
Nationalgeschichten. Daher nahm er die
Geschichte europdischer Volker bevorzugt
dort auf, wo diese sich als Ausdruck des
Universalen darstellte. Inzwischen sind uns
neben unserer eigenen abendldndisch-euro-
paischen Geschichte die andern grofBien
Weltkulturen und iiberdies die sogenannten
geschichtslosen Vélker in einer Weise nahe-
geriickt, daB wir sie einfach nicht mehr
ubersehen dirfen. Deren Geschichte hat
eine vollig andere duBere und innere Fol-
ge gehabt als die unsere; sie verliefen nach
vollig anderen Gesetzen, standen unter
ganz verschiedenen Normen. Sie bestimmen
nun sehr viel deutlicher auch unsere eigene
Welt mit, als es uns zum Anfang dieses
Jahrhunderts zu sehen moglich war. Das
hat einschneidende Bedeutung auch fir
unsere Erkenntnis von einzelnen Epochen der
vergangenen europdischen Geschichte. Die
groBen Probleme der Ordnung der mensch-
lichen Gemeinschaft im glo'balen MaBstab
drangen an uns heran; nach Ortega sind
wir ihnen gegentiber in der Lage des ,Men-
schen des Paldolithikums gegeniiber dem
Blitz*. Wer davon nicht Kenntnis nimmt,
gerat mit dem besten Bemiihen in den Raum
des Provinziellen. Und es muB ausgespro-
chen werden, daB diese Gefahr, uns in der
Schule im Windschatten der Geschichte zu
halten, sehr groB geworden ist, allzu groB.
Wir haben erfahren, daB Geschichte in je-
dem Augenblick der Verdanderung anheim-



gegeben ist, daB das elementare Magma
von unter her alles Erreichte wieder zer-
stort oder doch fragwiirdig macht. Geht uns,
was etwa im sowjetzonalen Teil unseres Va-
terlands geschieht, nur polemisch an? Welch
ein MiBverstehen ware das!

. Die Folge solcher Erfahrungen ist, daB das
einzelne geschichtliche Ereignis fiir uns eine
unvergleichlich viel groBere Bedeutung be-
kommt als die Konstruktion eines gesetz-
lichen Ablaufs oder aber das Postulat eines
die Geschichte erkennbar transzendieren-
den Geschehens. Ich habe viel Verstandnis
fiir eine Aussage wie die Staudingers!?):
«Will man iber die Bedeutung einzelner
Epochen etwas aussagen, so ist dies nur
moglich, wenn man die Gesamtheit der Ge-
schichte zu erfassen sucht... Eine sinnvolle
Stoffwahl ist nur mdglich, wenn es eine
Geschichtsphilosophie oder Geschichtstheo-
logie gibt, deren Konzeption weltgeschicht-
lich ist... Der vom Christentum tiberzeug-
te Historiker kann also sicher sein, daB er
weltgeschichtlich Entscheidendes erfassen
wird, wenn er die Entwicklung der Chri-
stenheit in ihrem Ringen um Selbstverwirk-
lichung und um Gestaltung der Welt zum
tragenden Gedanken seines Unterrichts
macht.” Danach schlagt Staudinger als ,die
groBen Blickpunkte fiir die einzelnen
Epochen” sechs philosophisch und theolo-
gisch-biblisch begriindete Einteilungsge-
sichtspunkte vor, um ,echte Ordnung in den
Wirrwarr der Stoffiille” zu bringen, ,die
uns heute in ihrer Uniliberschaubarkeit zu
erdriicken droht”.

Wir brauchen hier nicht dariiber zu disku-
tieren, ob diese Gesichtspunkte geschich!s-
wissenschaftlich begriindbar sind; die Frage
ist vielmehr, ob es moglich ist, mit solchen
den geschichtlichen Verlauf interpretieren-
den Leitideen (der Sozialist, der Humanist,
der Leninist, der Liberale werden andere
vorzuschlagen haben) die Erfahrung des ge-
schichtlichen Phdnomens selbst zu vermitt-
len — abgesehen davon, daB wir dem Herrn
der Geschichte nicht iiber dessen Schulter
in seine Weltgeschichtskarte sehen kénnen.
Die Uberlegungen von vor zehn Jahren
und danach haben den bescheideneren, aber
einen sowohl péddagogisch realisierbaren
wie wissenschaftlich vertretbaren Ausweg
darin gesehen, sich mit groBer Intensitéat

dem einzelnen Ereignis zuzuwenden. Was
Hermann Korner dariiber 1952 in der Aka-
demie Calw gesagt hat, ist so klarsichtig
und gewichtig in den Folgen fiir die kiinf-
tige Gestalt des Geschichtsunterrichts, daB
ich aus den eigenen Darlegungen zuriick-
treten und den Abschnitt nochmals vor-
legen mochte: ,Wir halten das Geschehen
gewissermafien an, ergreifen es am ,Mo-
ment’, nicht nur am historischen Moment
im Sinne Rankes oder an den groBen welt-
geschichtlichen Personlichkeiten, wie sie
Hegel verstand, sondern iiberall dort, wo es
selbst ,zogert und nicht weiB, fiir welche
Moglichkeiten es sich entscheiden soll’
(Ortega). Unsere geschichtliche Arbeit ist
dann begleitet von einem ernsten, nicht
nur politischen, sondern ethischen und reli-
giosen Fragen. Indem wir uns zundchst auf
ein einzelnes Ereignis, auf eine Tatsachen-
reihe konzentrieren, schlieBen wir uns von
ihnen her den Zugang zum Geschichtlichen
neu auf. Was in ernster fachwissenschaft-
licher Einzelarbeit gewonnen worden ist,
was als ,Datum der Geschichte’ im Sinne
Droysens erkannt, in die Geschichts- und
Kausalreihen, d. h. in die geschichtlichen
Kategorien eingeordnet ist, enthiillt sich
nunmehr in seiner inneren Gegenwairtig-
keit. Es tritt aus dem geschichtlichen Raum
zuriick in den rein menschlichen. Was wir,
dem Gang des Geschehens folgend, als Kon-
tinuitat feststellen, erscheint nunmehr als
das Aushaltenkénnen des Menschen, ein
Hinhalten alles Besitzes’, bis sich iiber das
Geschehen hinweg das Einstige und das Zu-
kiinftige verstandigt. Kontinuitdt als For-
derung, als dem Menschen zugewandte
Seite der Geschichte, kann nicht klarer um-
schrieben werden als mit den Worten
Rilkes: ,Die Wirklichkeit in sich groB
und schwer werden zu lassen’, bis man an
.die Stelle gerdt, wo man vielleicht noch nie
gewesen war’, um aus ihr ,den grofen
Wahrheiten neue Gestalt zu geben'. Dabei
kann es sich um die heimlichen Wand-
lungen des Geistes handeln ebenso wie um
die harte politische Wirklichkeit.

Es ist ja gerade das Erstaunliche, daB die
soziologische Betrachtung der Geschichte,
das Forschen nach den Bindungen und
Abhdngigkeiten des Menschen, in einem
neuen Eingreifen der Transzendenz endet.
Hinter aller Schicksalhaftigkeit des Gesche-

10) Hugo Staudinger, Ist eine christliche Gestal-
tung des Unterrichts nétig? Geschichte in Wissen-
schaft und Unterricht 1952, Seite 736 ff.

hens 6ffnet sich uns der Raum, in dem Frei-
heit nicht nur méglich, sondern als Aufgabe
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und eigene Verantwortung gefordert und
im Falle des Versagens als Schuld erlebt

wird.

Wir brauchen nun gar nicht mehr die Forde-
rung nach ,Erziehung durch Geschichte' zu
stellen, wir stehen einfach vor der Tatsache
dieser Erziehung, eben dadurch, daB ge-
schichtliche Arbeit auf dieser Stufe der Re-
flexion tiber sich hinausweist und ihre inne-
ren Forderungen an den Menschen
stellt” 11),

Soweit Hermann Korner, Der Verzicht auf
einen zweimaligen chronologischen Gang
durch die Geschichte ist schon damals als
unabweisbar erkannt worden, wenn diese
Konzeption der geschichtlichen Bildung ver-
wirklicht werden soll. Die stoffliche, kurso-
rische Uberschau vermag den persénlichen
Aufprall auf die harte geschichtliche Reali-
tat nicht zu vermitteln. Darauf aber kommt
es an.

. Freilich muB auch das Bedenken ernstge-
nommen werden: der Wegfall des 2. Durch-
gangs darf nicht zur Aufléosung der Ge-
schichte in Punktualitdten fiihren. Das Fak-
tum in seiner unwiederholbaren Einmalig-
keit steht trotzdem in Zusammenhdngen
vor ihm und begriindet neue wirkende Zu-
sammenhénge nach ihm, Das Faktum so zu
zeigen, als ob es an und fir sich ware, wur-
de eine der gefahrlichsten Einbruchstellen
fur .,gegenwartskundliche” Falschdeutun-
gen oOffnen — exempla terrent, aus iber-
wundener, aber auch aus der allerjingsten
Zeit nach der Rahmenvereinbarung, Zum
geschichtlichen Verstehen gehdrt die Di-
stanzerfahrung, die Erfahrung, daB frihere
Zeiten nicht einfach mit den eigenen, mo-
dernen Vorstellungen, dem heutigen Den-
ken verstanden werden kénnen. Geschicht-
liche Bildung wird der Geschichtsunterricht
nur erzielen, wenn er sich in dieser Be-
ziehung die duBerste Reserve auferlegt.
Auch das Riickverfolgen der Sinnlinien,
die in unserer sozialen und politischen
Ordnung miinden, in die Vergangenheit,
darf nicht seozusagen gradlinig, unkritisch
geschehen,

Die jeweilige Unterrichtseinheit muB also
so angelegt sein, daB von einem Faktum,
von einzelnen Thesen und von Stoffkreisen
aus sorgsam das Bild eines Ganzen gewon-
nen wird, also z. B. einer Epoche oder einer

Revolution. ,Bild” tendiert immer zu einem
Ganzen.

Auch diese Forderung ist von Hermann
Kérner aus den niedersachsischen Bemiih-
ungen schon 1952 vorziiglich formuliert
worden: ,Die Arbeitsaufgaben gehorchen
einer doppelten Fragestellung: sie sind so
gewdhlt, dah man von ihnen jeweils in die
innere Struktur des zu behandelnden Zeit-
abschnitts eindringt, zugleich aber auf die
von der Gegenwart her gestellten Frage
trifft. Das Verstehen steht am Anfang und
fiihrt zu einem lebendigen Heraufheben der
Vergangenheit. Dann erst schreitet der Un-
terricht liber das Vergleichen und Urteilen
zu dem personlichen Befragen der Geschich-
te weiter, um zu erfahren, was von den
einst wirksam gewesenen Kréaften uns noch
zugehort. Geschichte als echte Vergangen-
heit und zugleich als virtuelle Gegenwartig-
keit, d. h. auf die Ebene der Gegenwart
projiziert, beides veranschaulicht an einer
besonderen ,geschichtstrichtigen Epoche'
(Fr. Meinecke), so etwa koénnte man . . .
die Aufgabe des Oberstufenunterrichts um-
reiBen, wobei wir bescheiden hinzufiigen
wollen: das eine wird Unterrichtsgegen-
stand, das andere Unterrichtsprinzip, d. h.
Angelegenheit des Lehrers sein® 2).

Diesen Ausfiihrungen ist nur hinzuzufiigen,
daB Hermann Korner bereits 1952 feststellt,
wir seien mit unseren Erkenntnissen seit
langerem viel weiter, als unser Geschichts-
unterricht jetzt ausweise,

Unsere Darstellung hat uns iiber die Frage
des einmaligen Durchgangs hinausgefiihrt.
Wenden wir uns also nun weiterfiihrenden
Uberlegungen zu,

IX,

Aus dem Bisherigen ist wohl klar geworden,
daf die Diskussion des vergangenen Jahr-
zehnts, aus der nur wenige Zitate angefiihrt
werden konnten, iiber die ich also den Weg
des reflektierenden Berichts gewéhlt habe, zu
der Erkenntnis gefiihrt hat, daB das blof chro-
nclogische Verfahren filir die Oberstufe nicht
ausreicht.

Wie sehen die Vorschldge und praktischen
Verwirklichungen schon damals aus, die das
bloB chronologische Verfahren ersetzen sollen?
Auf einen Nenner gebracht: dem Geschichts-
unterricht miissen wesentliche Fragen zugrun-

11) Hermann Koérner, Die Aufgabe des Geschichts-
unterrichts in der Oberstufe, Geschichte in Wissen-
schaft und Unterricht 1952, Seite 161 f. 12) Hermann Koérner, a.a.0. Seite 165.
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degelegt werden, Fragen, deren Wesentlichkeit
dadurch bestimmt ist, daB sie nicht nur der
antiquarischen Neugier und der distanzierten
wissenschaftlichen Erkenntnis dienen, sondern
auch aus dem Bediirfnis nach Erhellung unse-
res geschichtlichen Horizonts und nach dem
politischen Wesenswissen kommen, von dem
gesprochen worden ist. Die einfachste Formel
dafir hat wohl Ernst Wilmanns geliefert:
~ Wenn aber darin, in dieser auf uns heute be-
zogenen Giiltigkeit vergangener Ereignisse die
Bedeutsamkeit liegt, so gliedert sich der Rhyth-
mus der Geschichte in vollkommen anderer
Weise, als es der vom antiquarischen Denken
gendhrte Historismus zu erkennen vermag,
und fiir den Unterricht 6ffnen sich neue Mobg-
lichkeiten . , . Wenn auf einige Gegenstdnde
das helle Licht gegenwartsbetonter Beziehun-
gen fdllt, andere dagegen, die fiir das BewuBt-
sein unserer Tage, fiir ihre Note und Aufga-
ben geringeres oder gar kein Gewicht haben,
im Schatten bleiben, so beginnt sich hier ein
Ausleseprinzip durchzusetzen, das allerdings
zu dem rein fachwissenschaftlichen in einer
deutlichen Spannung steht. Die Absicht des
Lehrers, der sich zu ihm bekennt, hat nicht in
der Vergangenheit ihren Ursprung, nicht in
dem Verlangen zu wissen, wie es eigentlich
gewesen, ist nicht von dort her gedacht. Sie
hat ihren Quellengrund in dem Leben des
eigenen Tages, in dem pddagogischen Willen,
die Jugend zum Verstandnis ihrer eigenen
Zeit und ihres eigenen Selbst zu fithren. Von
dort her befragt sie die Vergangenheit auf
ihre Aussagekraft fiir uns. Dann wird die Ge-
schichte und die Beschdftigung mit der Ge-
schichte sinnvoll zum pddagogischen Mittel
des erzieherisch bildenden Zweckes" 9),

DaB die aus einer solchen Zielbestimmung des
Geschichtsunterrichts zu gewinnenden, oft
weitgespannnten Themen ihre besonderen Ge-
fahren haben, darauf ist hdufig hingewiesen
worden. Gemeistert werden konnen sie nur,
wenn korrigierend, auf die Methode hin, be-
dacht wird, was oben iiber die unterrichtliche
Bedeutung und Behandlung des einzelnen Er-
eignisses gesagt worden ist, und wenn man
sich gegenwartig héalt, daB die Ergiebigkeit
der von Wilmanns geforderten Befragung
der Vergangenheit keineswegs von der zeit-
lichen Ndhe dieser Vergangenheit zu unserer
Gegenwart abhdngt. Was die athenische Polis
anlangt, so wird jeder Lehrer einer Bemerkung

13) Ernst Wilmanns, Zur Frage der Stoffiiber
lastung, Geschichte in Wissenschaft und Unterricht
1952, Seite 733.

von Ludwig Dehio zustimmen: Unsere Lage
gewinnt ,manche anschauliche Bestatigung bei
einem vergleichenden Blick auf die Antike, wie
er so oft schon unser Auge fiir die eigene
Problematik gescharft hat* und durch den ,un-
sere Phantasie angespornt wird, die spezifi-
schen Gefahren unserer Lage im anschaulichen
Spiegelbilde deutlicher zu erblicken, ihren
Generalnenner zu erkennen” %), Was aber die
Gefahr der ideologischen Politisierung der
Vergangenheit betrifft, so wird es geniigen,
sie zu sehen und sich dann an Barraclough’s
Wort zu halten: ,Wenn es dem Sorgfaltigen,
dem Verstdndigen, dem Hochgebildeten mil-
lingt, eine Lehre aus der Geschichte zu ziehen,
wird es der Gewissenlose und Unberufene fiir
ihn tun® %),

Mit der Gestaltung eines Unterrichts auf
Grund von ibergreifenden Fragen hangt das
Problem des Ineinandergreiiens von Ficher-
gruppen zusammen.

Schon 1952 ist es klar ausgesprochen worden,
daB solche ,innere Zielsetzung des Unterrichts
. . . Uber das Fach hinausreicht und auf einen
organischen Aufbau der Bildung zustrebt”,

zugleich aber auch, daB dies ,in den
heutigen Formen unserer Schule nur un-
ter groBen Schwierigkeiten und mit &u-

Berster Arbeitsanspannnung des Lehrers zu
verwirklichen ist” '%), Die Forderung, das Ne-
beneinander der Facher zu einem stdrkeren
Ineinander zu entwickeln und damit der Ver-
facherung unseres Bildungswesens, der Zer-
storung der Engkyklios Paideia entgegenzuar-
beiten, ist dennoch nicht fallen gelassen wor-
den. In ihr entscheidet sich, ob der wissen-
schaftlich gebildete Lehrer jene Souverdnitat
gegeniiber den stofflichen Deposita seiner
Wissenschaft gewonnen hat, die ihn befahigt,
nicht nur Wissenschafter, sondern eben Lehrer
zu sein. Dennoch: die aus einem solchen Zu-
sammenwirken sich ergebenden Schwierig-
keiten miissen bedacht werden; wer sie nicht
sieht, setzt sich dem Verdacht aus, mindestens
den je anderen Wissenschaftsbereich nicht
voll zu nehmen und damit gerade die Frucht-
barkeit der gestellten Aufgabe zu verfehlen.

[nzwischen hat der hochverehrte frithere Vor-
sitzende des Philologenverbandes, Walter
Dederich, sich zu diesem Fragenbereich mit
einigen Thesen gedulfert, die sich zu zitieren

14) L. Dehio, Deutschland und die Weltpolitik im
20 Jahrhundert, 1955, Seite 140 f,

15) G Barraclough, Geschichte in einer sich wan-
delnden Welt. 1957, Seite 261

16) Hermann Kérner, a.a.O. Seite 167
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lohnt, da sie mit groBer Besonnenheit die Lage
kennzeichnen '7):

«1. Die Forderungen der Gegenwart an die
Hohere Schule richten sich auf eine wissen-
schaftliche Grundbildung aus allen Bereichen
und auf eine geistige und charakterliche Ent-
wicklung der Schiiler, die eine Hochschulreife
bewirken.

2. Alles Enzyklopadische ist dabei auszuschal-
ten und die Isolierung der Facher durch ihre
Zuordnung zueinander unter einem Bildungs-
ziel zu tiberwinden. Jede Fachergruppe ist zu
erhalten.

3. Zusammenfassungen wie die ,Gemein-
schaftskunde" werden erst ihren Sinn be-
kommen, wenn man sich der Themen bewult
ist, die eine vereinte Behandlung verlangen.”

X.

Der starkste Einwand gegen den thematischen
Unterricht und gegen den Wegfall des zweiten
Durchgangs ist im Namen der Wissenschaft-
lichkeit der Hoéheren Schule erhoben worden.
Dieser Einwand ist von den padagogischen
Autoren des vergangenen Jahrzehnts sehr
ernst genommen worden, Ernst Wilmanns hat
1952 schon festgestellt: ,Unverriickt aber
bleibt der Anspruch an die Wissenschaftlich-
keit des Unterrichts” ®) und nachdricklich
auf die Gefahr hingewiesen, dafi die padago-
gischen Ziele als Vorwand benutzt werden,
um ganz andere Ziele zu erreichen, die ,mit
der Geschichte ebensowenig etwas zu tun
haben wie mit einer an der Erkenntnis gegen-
standlicher Wirklichkeiten ausgerichteten und
die Entfaltung menschlicher Personlichkeiten
bezweckenden Bildungsarbeit, dafiir umso
mehr mit ;Weltanschauung’ und Augenblicks-
politik”. Es bediirfe der scharfsten Wachsam-
keit der Lehrer gegen sich selbst und gegen
die Neigung der Schiiler, damit der Fehler
auch in feineren Formen vermieden wird.

Trotz dieser Warnung bestand in allerjiing-
ster Zeit wahrhaft Veranlassung genug, Pro-
fessor Herzfeld zu dem bitteren Satz zu be-
wegen: ,Aber man wird doch sagen miissen,
daB wenn ein Weg gefunden werden sollte,
um Geschichte als Bildungswert und die Me-
thode des padagogischen Gebrauchs von histo-
rischen Analogien — noch dazu als Instrument
politischer Bildung! — hoffnungslos ad absur-

17) W. Dederich, Die Hohere Schule, Juli 1962,
18) E. Wilmanns, a.a.O. Seite 734.
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dum zu fuhren, so ist es dieser Weg iiber-
stiirzt aufgestellter und von einer seltenen
Blindheit gegeniiber jedem ernsten histori-
schen Bildungswert gekennzeichneter Bei-
spielreihen” '¥). So ein Gelehrter, der, ver-
gleichbar Hermann Heimpel, welcher sehr frith
fir den thematischen Unterricht eingetreten
ist, den Reformideen recht offen gegeniiber-
steht.

Worin erweist sich die geforderte Wissen-
schaitlichkeit dieses Unterrichts?

Nicht in einer méglichsten Angleichung an die
Universitat, ein Schulfach ist keine Universi-
tatsdisziplin im Kleinformat; es steht unter
anderen Voraussetzungen, muB altersstufen-
gemdB, muB bildhafter sein; die Ausgangs-
punkte schon sind verschieden, die Aufgaben
und Ziele sind anders und daher auch die
Wege. Das zu sehen, fdllt dem wissenschaft-
lich geschulten, in wissenschaftlicher Kritik
gelibten Lehrer nicht immer leicht; er entfernt
sich ungern von dem ihn sichernden wissen-
schaftlichen Verfahren, obwohl er dadurch der
Gefahr wverfallt, sich vom Stoff das Gesetiz
vorschreiben zu lassen, statt daB er iiber den
Stoff verfiigt und ihn nach padagogischen Ge-
sichtspunkten wertet und formt. Der Gestal-
tungsauftrag ist das andere, das er normaler-
weise auf der Universitdat nicht in den Blick
bekommen hat. Es ist aber nicht allein Sache
der Geschichtswissenschaft, ,Gestalt und Ge-
genstand des Geschichtsunterrichts zu bestim-
men. Der Geschichtsunterricht, der sich seine
relative Selbstdndigkeit gegeniiber der Ge-
schichtswissenschaft nicht angelegen sein ldft,
steht in der dauernden . . . Gefahr des Enzy-
klopddismus; von der Geschichtswissenschaft
kann er ja die Kategorien der Stoffauswahl
nicht beziehen. Diese konnen ihm nur von
dem geschichtlichen Horizont zukommen, der
sich mit jeder Generation wandelt; keiner Ge-
neration ist ja die Fiille geschichtlicher Er-
kenntnis und geschichtlichens Wissens echt
zur Verfiigung, namlich als profluktives Wis-
sen, nicht als pradsenter Stoff (Historismus).
Weniger hat recht, wenn er die These auf-
stellte, ,das berithmte, aller Deutung und Be-
urteilung vorgegebene Tatsachengeriist gibt
es nicht, auch nicht in der Form eines festen
Kanons der Geschichtszahlen, an die die Me-
thodiker des Geschichtsunterrichts uns so
gerne glauben machen méchten, und noch we-

19) H. Herzfeld, Zur Krise des Geschichtsunter-
richts. Geschichte in Wissenschaft und Unterricht
1962, Seite 423 ff.



niger in eindeutigen Entwicklungsreihen, deren
Gesetz offen zutage trate’ “ 29),

Ein weiteres kommt hinzu: der Geschichts-
unterricht ist nicht in erster Linie auf die kiinf-
tigen Studenten der Geschichtswissenschaft
anzulegen, historische Propddeutik ist nicht
seine wichtigste Aufgabe. Den kiinftigen Ge-
schichtsstudenten wird die Universitdt das
Notige vermitteln konnen, wenn sie sich ein
iiberiegtes Vorlesungsangebot angelegen sein
1dBt und nicht ganze Epochen durch Jahre ver-
nachlassigt. Der Geschichtsunterricht hat viel-
mehr jenes MaB von geschichtlichem Wissen
und von Erkenntnis der geschichtlich wirksa-
men Krdfte zu vermitteln, das den kiinftigen
Ingenieur, den Arzt, den Naturwissenschaftler
usw. befdhigt, seine eigene Zeit in ihrer ge-
schichtlichen Tiefe zu begreifen und von dem
seltsamen Wesen Mensch mehr zu erfahren,
als die bloBe Gegenwart dafiir hergibt.

Die geforderte Wissenschaftlichkeit besteht
aber ebensowenig in geschichts- oder kultur-
politischer Uberhéhung der Geschichte, fiir die
der Heranwachsende nur sehr eingeschrankt
reif ist.

Die Wissenschaftlichkeit dieses Unterrichts
erweist sich vielmehr in folgendem:

1.Der Blick muB, mindestens beim Lehrer,
stets auf dem Erkenntnisvorgang selbst ge-
richtet bleiben. Die Kontrollfunktion dieser
Blickrichtung ist unentbehrlich.

2. Die Beschidftigung mit welchem (geschicht-
lichen, politischen, geographischen, ideellen)
Phdnomen immer muB zur Erfahrung fih-
ren, was alles zu seinem Verstehen noétig
ist. Diese Erfahrung ist ein Schutz gegen die
politische Simplifizierung, wie z. B. im 6st-
lichen Terminus ,Sklavenhaltergesell-
schaft”, Simplifizierungen, die es aber auch
auf gut demokratisch gibt.

3. Die Wissenschaftlichkeit besteht weiter
in der Vermittlung dessen, was oben die
Distanzerfahrung genannt worden ist und
was Ausdruck der unvertauschbaren Ein-
maligkeit eines geschichtlichen Ereignisses
oder einer individuellen Entscheidung ist.
Allerdings ist zu sagen, daB auch die Dar-
stellung der gegenwartskraftigen Nahe und
Aktualitat oft weit entfernter geschichtlicher
Ereignisse und ihres noch heute wirksamen
Aufforderungscharakters keineswegs un-
wissenschaftlich ist.

20) F. Messerschmid, Neue Wege im Geschichts-
unterricht. Geschichte in Wissenschaft und Unter-
richt 1950, Seite 44.

4. Der Unterricht ist wissenschaftlich, wenn er
die Standortgebundenheit des Betrachters
und also die Tatsache der Perspektivitat
jedes Geschichtsbildes sichtbar macht oder
doch nicht aus dem Auge verliert.

5. Er ist wissenschaftlich, wenn er nicht mit
abstrakten Begriffen operiert, sondern die
Einsicht herbeifiihrt, daB solche Begriffe
erst verwendet werden konnen, wenn man
weiB, wie sie geworden sind, wenn sie also
aus konkreten, einzelnen ,Bildern® zusam-
menschieBen. Daher die Forderung nach in-
tensiver Zuwendung zum ,Moment®. In
diesem Sinne ist unser heutiger Geschichts-
unterricht oft hochst unwissenschaftlich:
.Denn nur so lange ist geschichtliches Wis-
sen von Wert, wie es sozusagen fliissig
bleibt, unniitzer als Geriimpel wird es, wenn
es erst einmal im Kopfe einfriert und hart
wird“ 21). Ich erwarte mir also von dem
geforderten Unterricht keinen geringeren,
sondern einen héheren Grad von Wissen-
schaftlichkeit.

Allerdings wird es mir unvergeBlich bleiben,
wie Ed. Spanger 1952 beim Tibinger Gesprdch,
das von der Rahmenvereinbarung als Pate
beansprucht werden kann, sich schlieBlich zu
Wort meldete und meinte, zwar stimme er
dem Gesagten voll zu; doch miiBten wir wohl
erst die Professoren der Universitdt zu einem
Studium Generale einberufen. Aus diesem
Ausspruch fiir Professoren werden wir die
notigen Folgerungen fiir die Lehrerschaft wie
fiir die zu erarbeitenden Plane ziehen miissen.

XI.

Einige Bemerkungen zur Zeitgeschichte schlief-
lich sind in diesem Zusammenhang unerldB-
lich.

Auch ,Zeitgeschichte” ist Geschichte und darf
grundsdtzlich nicht anders behandelt werden
als fernere Epochen der Geschichte. Sie hat
den Vorzug, daB fiir sie nicht nur geschrie-
bene Quellen zur Verfiigung stehen, sondern
Zeitgenossen, die befragt werden kénnen —
ein Teil von uns gehort selbst zu ihnen; sie
hat (fir den Geschichtsunterricht) den Nach-
teil, daB beide ,Quellen” noch nicht erschopft
sind. An Vorzug und Nachteil kann das Spe-
zifische der historischen Methode besonders
deutlich gemacht werden.

Hans Herzfeld ist zuzustimmen, wenn er sagt,
daB zur Zeit die zuldssigen Proportionen zwi-

21) Herbert Butterfield, Die Gefahren der Ge-
schichte. Geschichte in Wissenschaft und Unterricht
1950, Seite 534.
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schen dem Bildungswert der geschichtlichen
Epochen und dem AusmaQB, das der Zeitge-
schichte hierbei eingerdumt werden kénne, in
einem erschreckenden MaB verloren zu gehen
drohten. Politische Bildung wird heute soga
weithin mit Zeitgeschichte ineinsgesetzt. Her-
mann Heimpel hat vor dem ,Schrumpfen des
BewuBtseins historischer Kontinuitdat" ge-
warnt. Die Uberbetonung der Zeitgeschichte
arbeitet diesem Schrumpfungsprozef kaum
weniger wirksam vor als totalitdre Geschichts-
auffassungen. So wichtig fiir die Erhellung
unseres geschichtlichen und also politisch gul-
tigen Horizonts auch die Zeitgeschichte ist —
wenn das fiir sie giiltige MaB verloren ginge,
héatten die Hitler posthum gesiegt, denn dann
wdre diese Beschaftigung nur mehr Reaktion,
Riickschlag tiiberwundener, besser: zu Ulber-
windender totalitdrer Geschichtsbilder, von
der Generation der Vater und Lehrer im Ne-
gativ auf die unschuldige Generation der
Sohne und Tochter iibertragen und dadurch —
im Negativ — dauerhaft gemacht.

Eine Schwierigkeit besteht heute darin, daB
einer Uberbetonung der Zeitgeschichte offen-
sichtlich anderswo noch immer jene Vernach-
lassigung gegeniibersteht, die sich mit einem
falschen Wissenschaftsverstandnis begriindet
und hédufig aus der Scheu vor der eigenen
Zeitgenossenschaft kommt. Gewisse Erfahrun-
gen der vergangenen zwei Jahre machen so-
gar deutlich, daB die Diskussion um den
Reichstagsbrand und Bilicher wie das von Hog-
gan diese Scheu wieder gefordert haben. Die
publizistische Arbeit z, B. des Instituts fir
Zeitgeschichte nimmt dieser Abwehr die Be-
rechtigung; aber dazu gehort auch, daB diese
Publikationen gelesen werden.

XIL

Ziehen wir aus dem Vorgetragenen die Fol-
gerungen.

1. Geschichtsunterricht und Sozialkunde sind
je eigenstandige Bereiche, in Gegenstand,
Ziel und Methode klar unterscheidbar, Das
eine kann nicht einfach fiir das andere ein-
treten. Insbesondere wird der Historiker —
qua Historiker, wohlverstanden; qua Pada-
goge konnte er sich vielleicht zu einer wei-
tergehenden Bereitschaft entschlieBen —
Halt machen, wo die Aufgabe der Sozial-
kunde beginnt, und das ist nicht nur zu
respektieren, sondern ist vom Wesen und
von den Grenzen seiner Wissenschaft her
legitim.
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3.

Keiner der beiden Bereiche ist aus dem
Bildungszusammenhang auszuschlieBen, den
die Schule, gar die Primen der hoheren
Schule darstellen., Sie begriinden sich so-
wohl aus der Bildungsaufgabe gegeniiber
dem einzelnen Schiiler, der zum Verstand-
nis seiner Welt in ihrer Breite und Tiefe
gefihrt werden muB, wie aus der Verant-
wortung, welche die Schule gegeniiber Ge-
sellschaft und Staat hat.

Die beiden Bereiche beriihren, ja iber-
schneiden sich vielfach. Sehr deutlich wird
das an den Aufgaben, die politische An-
thropologie und politische Strukturlehre
genannt worden sind; jedoch nicht nur an
ihnen. Sie sind aufeinander angewiesen,
wenn Ubereinstimmung dariiber besteht,
daB Geschichte nicht (nur) das antiquarische
Interesse anruft und Sozialkunde sich nicht
in Gegenwartskunde erschopfen kann.

Dieses Aufeinanderangewiesensein erhalt
einen besonderen Charakter fiir jene Epo-
chen der Geschichte, die nicht als abge-
schlossen gelten koénnen, sondern die in
besonderer Weise auf unsere Zeit wirken
und unseren Horizont mitbestimmen. Vor
allem also fiir die Zeit ab 1776 und fir die
Zeitgeschichte. Was in VI. a.—e. dargestellt
worden ist, ist ohne die Einsichten und Ka-
tegorien, welche die Politikwissenschaft
zur Verfligung stellt, nicht zu erfiillen.

Wenn Geschichte und Sozialkunde sowohl
eigenstdndige Bereiche wie aber doch man-
nigfach aufeinander angewiesen sind, so
wird nach einem unterrichtlichen Weg ge-
sucht werden miissen, der beiden Feststel-
lungen entspricht. Wenn weder die ,Politi-
sierung” des Geschichtsunterrichts noch die
«Historisierung” der Sozialkunde wiinsch-
bar und zu vertreten sind, so wird es erstens
darauf ankommen, jene Fragen zu bestim-
men, die ihr Zusammenwirken verlangen;
das werden zugleich jene sein, die padago-
gisch besonders fruchtbar sind. Es wird da-
rauf zu achten sein, daB die facheigenen
Methoden nicht verwischt werden. Die Bei-
trdge der beiden Disziplinen zu einer Unter-
richtseinheit werden um so dienlicher und
schliissiger sein, je strenger die spezifischen
Methoden geschieden werden. Drittens: je-
de Kiinstlichkeit in der Organisation wel-
cher Formen konzentrierenden Unterrichts
immer muB vermieden werden. Fir nur
fachlich zu behandelnde Gegenstdande oder
Teile von Unterrichtseinheiten muf die
bendétigte Zeit zur Verfligung stehen.



5. Der Geschichisunterricht dient auch der

Politischen Bildung. Der Bildungssinn der
Geschichte erschoptt sich jedoch nicht darin
die Geschichte sagt mehr aus als nur Poli-
tisches. Sie ist auch Vorgeschichte der Ge-
genwart, aber keineswegs dies allein. Die
Begegnung des jungen Menschen mit Ge-
schichte als solcher, und zwar in der dafi
bildsamsten Zeit der Primen, mufl gesichert
bleiben. Daraus ergibt sich, daB eine Media-
tisierung der Geschichte und des Ge-
schichtsunterrichts unter die ,Gemein-
schaftskunde” vermieden werden muB,

Das heiBt jedoch nicht, daB der Geschichts-
unterricht und andere Facher nicht starker
als bisher in der Weise einander zugeord-
net werden konnen, daB sie an gemein-
samen Aufgaben, zur Beantwortung iiber-
greifender Fragen, zusammenwirken. Ihr
sachliches Eigengesetz und ihre spezifischen
Methoden aber diirfen die an solchen Unter-
richtseinheiten beteiligten Facher nicht auf-
geben, Eine Politische Bildung, welche mit
dem Aufgeben der Eigengeselzlichkeil der
Wissenschaftsbereiche erkauft werden miif3-
te, wiirde unter Ideologieverdacht geraten
miissen. Die Problematik, welche die Rah-
menvereinbarung erzeugt hat, kommt also
gerade aus der Sorge um die Aufgabe der
Politischen Bildung.

Das heiBt auch, daB Geschichte und Ge-
schichtsunterricht kein Monopol auf die
Politische Bildung beanspruchen. Geschichte
und Geschichtsunterricht o6ffnen sich der
Politikwissenschaft (die Historiographie ver-
mag liber das Verhaltnis dieser beiden Dis-
ziplinen wesentliche Erkenntnisse zu ver-
mitteln), die der - Geschichtswissenschaft
wie dem Geschichtsunterricht fiir die Poli-
tische Bildung fruchtbare Fragen zufiihren
kann; aber es muB auch in den Primen die
Eigenstdndigkeit beider Bereiche geachtet
werden; methodisch im Zusammenwirken
zur Erhellung iibergreifender Fragen, aber
auch fiir die Erfiillung derjenigen Aufgaben,
die ein Zusammenwirken nicht fordern
oder nicht dulden.

Geschichte ist Kontinuitdt; Kontinuitat kann
jedoch auch thematisch dargestellt und ein-
gebracht werden, nicht nur durch chrono-
logische Behandlung — nach vielen Erfah-
rungen in den Primen sogar besser auf
thematische Weise.

schrieben, unter denen der neue historisch-
politische Bereich der Primen grundsetzlich
bejaht werden kann. Es bleibt noch, einige
weitere Folgerungen zu nennen,

l. Die Umgestaltung der Primen hat weit-
gehende Folgen. Der gréBte Teil der Lehrer-
schaft ist nicht vorbereitet. Schon fiir das
Studium hat die Reform einschneidende
Folgen, die gesehen und in die Wege ge-
leitet werden miissen, Richtig und zwingend
wire es daher, zundchst nur Ubergangslo-
sungen vorzusehen,

Allerdings setzt auch eine Ubergangslo-

sung die Vorstellung von der kiinftigen

giiltigen Gestalt voraus. Daran wird gear-
beitet. Die Ergebnisse sind zu erwarten.

Elemente einer Ubergangsléosung — die

nicht zu kurz angesetzt werden darf —

wiren:

a) In Schulen, deren Lehrk&rper zustimmt,
wird die Mdoglichkeit geboten, ein oder
zwei Tertiale in jeder der beiden Klas-
sen nach den Grundsdtzen der Rahmen-
vereinbarung zu arbeiten. In den ande-
ren Tertialen werden die Facher getrennt
unterrichtet, jedoch so, daB die wachsen-
de Zuordnung der Fdcher aufeinander in
den Blick genommen wird.

b) Die auBerordentliche Mehrarbeit, die
den Lehrern zugemutet werden muB,
wird ermoglicht durch Senkung der
Pilichtstundenzahl fiir die beteiligten
Oberstufenlehrer, Es ist utopisch, ohne
diese MaBnahme an die Verwirklichung
der Rahmenvereinbarung gehen zu wol-
len und ihr Gelingen zu erwarten.

c) RegelmidBige Konferenzen der beteilig-
ten Lehrer miissen zur Pflicht gemacht
werden; sie sind in die Pflichtstunden-
zahl einzurechnen. Dies deswegen, weil
noch auf lange Sicht der eine Lehrer, der
.Politische Weltkunde” zu erteilen im-
stande ist, fehlen wird; der historisch-
politische Bereich wird von zwei Lehrern,
da und dort von dreien vertreten werden
miissen. Und diese Lehrer werden nicht
einmal nur alternatim unterrichten kon-
nen, sondern in mehreren Stunden in der
Form des Colloquiums.

d) Die Reform der Primen hat einschnei-
dende Folgen fiir die O II und die Mittel-
stufe. Sie miissen genau bedacht werden.

) XIIL. Dabei wére es utopisch und mittelstufen-
Mit den vorgetragenen Uberlegungen sind unangemessen, zu erwarten, daB vom
wohl die wesentlichen Voraussetzungen um- Unterricht dort die sogenannten Mate-
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f)

rialien bereitgestellt werden, mit denen
dann die Primen frohlich umgehen kon-
nen. Der neue Primenunterricht wird von
den Schiilern nicht weniger, sondern be-
trachtlich mehr verlangen, nicht nur in-
tellektuell, was ja beabsichtigt ist, son-
dern auch an hduslicher Arbeit.

Diese Tatsache fordert, daB Uberlegun-
gen angestellt werden miissen, wie das
kiinftige Lehrbuch fiir die Oberstufe aus-
zusehen hat. Keinesfalls thematisch oder
exemplarisch, denn der geforderte Unter-
richt muB den Lehrern viel mehr Freiheit
lassen als bisher. Das Lehrbuch soll dem
Schiiler helfen, sich iiber den kontinuier-
lichen Gang der Geschichte sofort und
leicht zu orientieren. Es soll nicht durch
seine Darstellung die Elemente vorweg-
nehmen, aus denen eine thematische
Unterrichtseinheit bestehen wird. Das
hieBe den Unterricht um wertvollste Er-
fahrung bringen und ihn bildungsun-
wirksam machen.

Das heiBt allerdings, daB auch der Lehrer
das Gelander des Lehrbuches nicht mehr
in der alten Weise benutzen kann.

Es ist zu iiberlegen, ob ein Themen-
Kanon geschaffen werden muB oder nicht.
Viele Griinde sprechen fiir die Losung,
ein Angebot vorzulegen, das begrenzte
Auswahl 1dBt und wenigstens doppelt
so viele Tertialaufgaben enthdlt, als es
Tertiale gibt, namlich fiinf. Dazu ware
notig, einen Katalog von Gehalten zu
erarbeiten, auf die nicht verzichtet wer-
den kann. Diese Gehalte miissen so be-
weglich formuliert werden, daB in den
fundamentalen Unterrichtseinheiten das
eine Mal mehr die historische, das an-
dere Mal mehr die politische und die

geographische Komponente hervortreten
kann.

g) Fir die Umgestaltung auf lange Sicht
werden auch die MaBnahmen bedacht
werden miissen, die sich fiir die Vorbil-
dung der Lehrer aufdrdangen: die Errich-
tung weiterer Lehrstiihle (vor allem po-
litikwissenschaftlicher), zusdtzliche Be-
stimmungen in den Priifungsordnungen,
Beriicksichtigung der neuen Aufgaben
der Primen in den Studienseminaren und
anderes mehr.

2. Die Ausfiihrung liegt bei den Lindern — das

ist zu respektieren.

Die Verschiedenheit der Lénderlésungen
hat ihren Grund durchaus nicht allein in der
Verschiedenheit der politischen und schul-
politischen Konstellation dort, sondern auch
in der verschiedenen Bewertung der objek-
tiven Argumente pro et contra, in der Tat-
sache, daB einige Voraussetzungen nicht ge-
geben sind und dieser Mangel tiberstiegen
werden muB, wenn das Wagnis der vollen
Realisierung der Rahmenvereinbarung ein-
gegangen wird.

Es gibt Griinde, heute verschiedene Rege-
lungen zuzulassen und die Ergebnisse der
Konkurrenz der verschiedenen Regelungen
abzuwarten.

Eine wichtige Folgerung aus dem Vorge-
tragenen ist, daB der Lehrerweiterbildung
starkstes Gewicht beigemessen werden
muB. Diese Erkenntnis ist die schlichte Fol-
gerung aus der Tatsache, daB wir uns in
einer Epoche der Veranderungen und ihrer
standigen Beschleunigung befinden, in der
Phasenverschiebungen zwischen Bildungs-
wesen und Zeiterfordernissen, wie es sie
zu allen Zeiten gegeben hat, gefahrlich wer-
den miissen.



Gilinther Rénnebeck

Die Saarbriicker Rahmenvereinbarung

Vor zwei Jahren haben die Kultusminister der
deutschen Lander die Saarbriicker Rahmen-
vereinbarung zur Ordnung des Unterrichts
auf der Oberstufe der Gymnasien einstimmig
beschlossen. Die Kritik an diesem BeschluBl
war und ist lebhaft. Wenn man auch nur die
beachtenswerten ablehnenden oder zustim-
menden AuBerungen sammeln wollte, konnte
man eine stattliche Broschiire fiillen.

Viel Miihe hat sich die groBe Tagespresse ge-
geben, ihre Leser ausfiihrlich und ernsthaft
iiber dieses Abkommen zu unterrichten. Das
ist gut und nitzlich. Ein breites Publikum
wird seit Jahren durch Berichte iiber den
Rahmenplan des Deutschen Ausschusses, den
Bremer Plan der Lehrergewerkschaft und jetzt
iiber das Saarbriicker Abkommen an pdadago-
gischen und kulturpolitischen Fragen inter-
essiert.

Man kann also hoffen, daBf in absehbarer Zeit
in der Offentlichkeit, in den Parlamenten der
Gemeinden, der Lander und des Bundes die
Bereitschaft zur Forderung kultureller Auf-
gaben weiter wachst. Man ist in den letzten
Jahren von unverbindlichen Grundsatzbekennt-
nissen zu praktischen, auch kostspieligen kul-
turpolitischen Aktionen gekommen. Ein er-
mutigendes Beispiel dafiir ist die Aufnahme
der Empfehlungen des Wissenschaftsrates in
den deutschen Parlamenten. Auch das Saar-
briicker Abkommen braucht eine so verstand-
nisvolle Aufnahme.

Wenn die Kritik dem Saarbriicker Abkom-
men gerecht werden will, sollte sie dreierlei
bedenken:

1. Die Saarbriicker Rahmenvereinbarung ist
ein von den Kultusministern als Politikern
beschlossenes Abkommen, nicht eine Arbeits-
theorie von beamteten Schulorganisatoren,

2. die Saarbriicker Rahmenvereinbarung soll
keine pddagogische Revolution

auslosen.

AbschluB und Wegweiser

Alles, was das Abkommen bringt, ist in der
Pddagogik, zumindest der letzten 40 Jahre,
langst durchdacht und in vielen Schulen schon
erprobt worden. Neu an dem Abkommen ist,
daB Tendenzen der Pddagogik, die im Laufe
der letzten Jahrzehnte hervorgetreten sind,
nun fiir das gesamte Bundesgebiet von Amts
wegen anerkannt werden. Man sagt jetzt also
offiziell in ganz Westdeutschland Ja zu einer
Evolution, die. in einzelnen Bundeslandern
schon 1945 eingesetzt hat.

Insofern schlieBt das Saarbriicker Abkommen
die Diskussion der letzten 1'/z Jahrzehnte
dariiber ab, wie alte pddagogische Grund-
einsichten endlich allgemein praktiziert wer-
den konnen. Es trdgt dazu bei, daB im deut-
schen Schulwesen eine gemeinsame pddago-
gische Grundlage geschaffen wird. Der Wert
des Abkommens fiir die Vereinheitlichung der
Schulorganisation 1ist unerheblich, soweit
solche Vereinheitlichung iiberhaupt ein erstre-
benswertes Ziel ist. Es wird in unserer fode-
ralen Demokratie niemals das Bundeseinheits-
lesebuch und genormte Stoffverteilungspldane
von Fiissen bis Flensburg geben.

3. Die Saarbriicker Rahmenvereinbarung weist
fiir die praktische Schularbeit Wege zu den
Zielen, die fiir Kulturpolitiker und Politiker
unserer Zeit zwingend gesetzt sind.

Politische Aufgabe
von Schule und Hochschule

In diesem Abkommen, wie in vielen anderen
Beschliissen, bemiihen sich die Kultusminister
darum, eine elementare Einsicht zu propagie-
ren: Politische Freiheit, kulturelle und wirt-
schaftliche Unabhédngigkeit kénnen nur ge-
wonnen und erhalten werden, wenn Schulen
und Hochschulen die Jugend auf die geistige
Auseinandersetzung in unserer geteilten Welt
vorbereiten. Kultusminister, ob in West-
deutschland oder in der westlichen Welt, kon-
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nen ihre Existenz und ihre Arbeit nur recht-
fertigen, wenn sie die Jugend festmachen
gegen die Herausforderung der Diktaturen.
Das ist auf die Dauer nur im geistigen Bereich
moglich. Deshalb miissen Schiiler und Studen-
ten die Herausforderung des Kommunismus
erkennen und den Verlockungen der Ideo-
logie der ostlichen Welt widerstehen lernen.
Es ist fiir Minister beunruhigend und alarmie-
rend, daB junge Menschen in unseren Schulen
und Hochschulen wenig oder nichts vom Wert
der Freiheit wissen, viele nichts davon wissen
wollen. Politiker und Padagogen miissen bis-
weilen schon mit Furcht vor der Freiheit
rechnen. Solche Erfahrungen, solche Sorgen
um die Freiheit haben die Kultusminister zum
AbschluB ihres Abkommens getrieben, kei-
neswegs Klagen iiber die Vernachlassigung
des einen oder des anderen Unterrichtsfaches.
Zwar haben auch Sorgen der Universitaten um
die Studierfdhigkeit der Abiturienten das Ab-
kommen mit veranlaBt. Vordringlich aber
bleibt fur die Minister die Aufgabe, die poli-
tische Apathie zu liberwinden.

Man kann hoffen, daB das gelingt. In der
ersten Halfte dieses Jahres sind 80 000 Schii-
ler aus Westdeutschland nach Berlin gefah-
ren. Fiir den Rest des Jahres rechnet man
mit weiteren 60 000 Berlin-Fahrern. Von Teil-
nehmern an Berlin-Fahrten werden die Fragen
gestellt, auf die es ankommt: Weshalb kon-
nen von unseren Schulen und Universitaten
der elementaren, préazisen und verbindlichen
Ideologie des Ostens immer nur so ver-
schwommene, unverbindliche und auswei-
chende Meinungen gegentlibergestellt werden?
Aufgewedkte junge Frauen und Manner, die
in Westdeutschland Gymnasien und Hoch-
schulen besuchen, vermissen iberzeugende
Antworten auch auf eine andere Frage: Gibt
es exakte Griinde dafiir, daB und warum der
Westen keine eigene Ideologie der des Ostens
gegeniiberstellen kann? Sie vermissen den
wissenschaftlichen Riickhalt der Begriindung
und der Werbung fiir die Gesellschaftsordnung
des Westens. Sie fragen vergeblich danach,
was Schulen und Universitdten tun fir die
Immunisierung gegen dstliche Infiltration etwa
in wirtschaftlichen Krisenzeiten. Wenn solche
Fragen auf der Oberstufe der Gymnasien er-
ortert werden, dann sollen die Lehrer Zeit und
Spielraum haben, mit den jungen Leuten ge-
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meinsam und grindlich die Antworten zu er-
arbeiten. Dazu will das Saarbriicker Abkom-
men anregen, dazu will es die Moglichkeiten
schaffen,

Politische Bildung ist die libergeordnete Auf-
gabe aller Unterrichtsfacher, nicht nur der Ge-
meinschaftskunde. Auch die Bestimmungen
tiber Konzentration, Verminderung der Stoffe
und der Unterrichtsfacher dienen diesem iiber-
geordneten Ziel. Es soll eine besondere Ar-
beitsweise herausgebildet werden, die zu gei-
stiger Selbsttatigkeit und Verantwortung er-
zieht und so die Voraussetzungen fiir poli-
tische Bildung schafft.

Schon 1950 haben die Kultusminister den
Grundsatz aufgestellt, daB alle Facher zur
politischen Bildung und Erziehung beitragen
mussen. Dieser GrundsatzbeschluB von 1950
steht am Beginn einer Reihe politischer Ver-
einbarungen der Minister. Dazu gehoren Be-
schliisse tiber die Ostkunde aus den Jahren
1952 und 1956, der Beschluf vom Februar
1960 tber die Behandlung der jiingsten Ver-
gangenheit im Unterricht und als vorldufiger
AbschluB das Saarbriicker Abkommen und die
Durchfiihrungsbestimmungen von 1961 und
1962. Auch Vereinbarungen iiber Berufsauf-
bauschulen und Ubergdnge von einer Schulart
zur anderen haben im Hinblick auf die so-
genannten Errungenschaften der SBZ politische
Bedeutung.

Das Hiirdenrennen
foderaler Schulpolitik

Die Kultusminister kommen aus verschiede-
nen politischen Parteien und gehéren der
Konferenz verschieden lange an. Sie unter-
liegen in ihrem Tun der Kontrolle ihrer Lan-
derparlamente. Beschliisse einer solchen Kon-
ferenz konnen oft nur deklamatorischer Natur
sein. Sie sind nicht immer bis ins Detail vor-
geplant und kénnen nicht in bestimmten Fri-
sten verwirklicht werden. Wenn man das ver-
langte, wiirde man in einer bundesstaatlichen
Demokratie kulturpolitisch nie vorankommen.
Wer immer in die ungewisse Zukunft der
sozialen Entwicklung Vorhaben projiziert,
muB sich damit abfinden, daB solche Projekte
nicht vollkommen und in der erhofften Zeit
ausgefiihrt werden.



Das soll an einem Beispiel aus der jiingsten
Schulpraxis erldutert werden:

In einem Lande mit sehr verschiedener Be-
volkerungs- und Siedlungsstruktur ist das
9. Schuljahr eingefithrt worden, und zwar fir
alle Kinder gleichzeitig, z. T. in neu -organi-
sierten Zentralschulen, ein eminent politisches
Beginnen. Die perfekte Durchfithrung alles
vorbereiteten Plane mufBte daran scheitern,
daB man die erforderlichen neuen Schul-
gebdude nicht im voraus bauen und jahre-
lang leer stehen lassen durfte; ebenso konn-
ten nicht 1000 bis 2000 Lehrer Jahre oder
auch nur Monate unbeschaftigt auf ihren Ein-
satz am Tage X warten. Der Planer mubBte
notgedrungen optimistisch sein. Der Optimis-
mus war gerechtfertigt, als die Arbeitgeber-
verbdnde fiir Gewerbe, Handel und Land-
wirtschaft der Einfiihrung des 9. Schuljahres
zustimmten. Das bedeutete fiir sie den Ver-
zicht auf einen ganzen Jahrgang von Lehr-
lingen und Anlernlingen in einer Zeit grofiten
Mangels an Arbeitskraften.

Wenn man solche Erfahrungen aus der schul-
politischen Praxis auf das Saarbriicker Ab-
kommen tibertragt, wird man folgendes ver-
stehen:

Man wird niemals rechtzeitig zu einer Reform
der Oberstufe, zu einer neuen Arbeitsweise
kommen, wenn man warten will, bis alle per-
sonellen und materiellen Voraussetzungen ge-
schaffen sind. Es werden niemals iiberall ge-
niigend und ausreichend vorgebildete Lehrer
fir die neuen Aufgaben friih genug bereit
stehen. Man wird in vielen Schulen auf Jahre
hinaus nicht mit kompletten Arbeitsbiichereien
und den erforderlichen neuen Rdumen rechnen
konnen. Maa muB sich also entscheiden, ob
man mit unvollkommenen Voraussetzungen
beginnen oder auf eine Reform verzichten
will. Man kann nicht bis 1975 oder auf den
weiterwirkenden EinfluB einer begrenzten
Zahl von noch zu errichtenden Modellschulen
warten. Wer solche mit Vorliebe als organisch
bezeichnete abwartende Methode befiirwor-
tet, rechnet offenbar damit, daB unbeschrankt
Zeit bleibt, den Osten einzuholen.

Theodor Litt hat den Kommunismus das
groBte pdadagogische Experiment der Ge-
schichte genannt. Litt hat, besonders in seinen
letzten Lebensjahren, davor gewarnt, Zeit zu

verlieren, nachdem Wiederaufbau und wirt-
schaftliche Konsolidierung der geistigen und
padagogischen Erneuerung schon so viel Zeit
genommen haben. Dem umfassenden, zweifel-
los erfolgreichen Experiment der Sowjets mit
der Vogel-StrauB-Parole: Keine Experimente!
begegnen zu wollen, ist in unserer Situation
mehr als absurd, es ist Selbstmordversuch.

Man muB also jede Chance wahrnehmen, und
das Saarbriicker Abkommen der Kultusmini-
ster-Konferenz umschlieBt ein ganzes Biindel
von Chancen. Auf der Oberstufe unserer Schu-
len muB man sich in allen Fdchern mit dem
Osten auseinandersetzen. Wenn das nicht ge-
schieht, wird seine Herausforderung zu Stimu-
lans und gar Faszination werden.

Die Bedrohung vom Osten wird durch die
Tragheit in Westdeutschland und durch das
Tempo der technischen Entwicklung in der
industrialisierten Welt, in den Vereinigten
Staaten und in der Sowjetunion noch diisterer.
Wer das alles realistisch einschatzt, wird das
Saarbriicker Abkommen als ein wirksames
Werkzeug der westlichen Politik verstehen.
Von diesem Gesichtspunkt aus sind die Man-
gel am Rande der Vereinbarung belanglos:
Begriindet ist das MiBbehagen an dem Ver-
legenheitsterminus Gemeinschaftskunde, an
dem offensichtlich undurchdachten Nebenein-
ander von Geographie und Geschichte, an dem
Einbeziehen der Facher Chemie und Biologie
in die Physik; es fehlt die Erlduterung der
Wendung von den ,iibergreifenden geistigen
Gehalten® — die Kultusminister haben diese
Formulierung vom Deutschen AusschuB iiber-
nommen und sich darauf verlassen, daB der
AusschuB diese Form mit Gehalt fiillen
werde'). Der Einwand allerdings, das Fach
Gemeinschaftskunde kénne nicht unterrichtet
werden, weil die Universitdten diese Fakultas
nicht verleihen, kann nicht anerkannt werden.
Hier hat die erfrischende Entgegnung Prof.
Wenkes im Norddeutschen Rundfunk vom
17. Mdrz 1962 Klarheit geschaffen. Wenke
sagte: ,Der Gedanke, daB Wiirde und Wert
eines Faches von Priifungen abhéngen, ist
schon betriiblich genug, aber schlimmer ist
die Vorstellung, daB man auf diesem Felde
nichts ausrichten kénne, bevor es in der aka-

1) Zur Diskussion des Rahmenplans — Kritik und
Antwort, Heft 5.
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demischen Ausbildung vorbuchstabiert wor-
den sei. Der Historiker z. B.,, der zudem die
deutsche Sprache beherrscht und Lesen ge-
lernt hat, sollte keinen Entschuldigungsgrund
anfiihren, weshalb er sich in diese Fragen
nicht hineinfinden konnte, die zwar seine
Disziplin, aber doch wohl nicht seinen Hori-
zont libersteigen — Fragen, die alle angehen
und bertihren und mit der tdaglichen Erfah-
rung eng genug verbunden sind.”

Kein kulturrevolutiondres
Komplott

Zwei Impulse — sehr verschiedenen Wertes
— werden bei der Durchfithrung des Saar-
briicker Abkommens helfen: Der eine ist die
politische Bedrohung und die sich daraus er-
gebenden politischen Verpflichtungen. Der
andere ist die Versicherung und die Hoffnung:
Beim Saarbriicker Abkommen geht es nicht
um Umsturzversuche und um Experimentieren
auf Neuland. Fiir ein kulturrevolutionares
Komplott ist die Zahl der Vor- und Mitarbei-
ter an der neuen Planung viel zu groB. Die
meisten der Beteiligten sind traditionsbewufBite
Personlichkeiten; ihnen ist so viel an der deut-
schen Hoheren Schule gelegen, dafl sie ihren
Lehrern nichts Unzumutbares abverlangen.
Das gilt fir die Tiibinger Professoren von 1951
ebenso wie fiir die Mitglieder des Deutschen
Ausschusses und fiir die sogenannten Tutzin-
ger Gesprache von 1959 und 1960, an denen
Mitglieder der Schulausschiisse der Westdeut-
schen Rektoren- und der Kultusminister-Konfe-
renz beteiligt waren.

Viele Grundgedanken hat schon die preuBische
Gymnasialreform Richerts vom Jahre 1925
gepragt.

Konzentration, dieser grundlegende Begriff
des Saarbriidker Abkommens, ist 1925 so defi-
niert: ,Die von der Hoheren Schule zu lei-
stende Erziehungs- und Bildungsarbeit macht
ein organisches Zusammenwirken aller Fdacher
notwendig, da Bildung zur Einheit im Volks-
bewulitsein, in der Staatsgesinnung, im
Rechtssinn, im Gemeinschaftsleben, da Ge-
meinschaftserziehung auf allen Lebensgebie-
ten und harmonische Personlichkeitsbildung
nur bei einer liber die Einzelfacher hinausgrei-
fenden gemeinsamen Erziehungsarbeit moglich
sind.”
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Schon 1925 sieht man also die Beziehung von
didaktischem Ansatz zu den Maoglichkeiten
politischer Bildung. Die alten Richtlinien be-
grinden die Notwendigkeit {ibergreifender
geistiger Gehalte sehr schlicht: ,Beziehungs-

losigkeit der Facher, Uberfiille einander wi-

derstreitender Anregungen bewirkt nicht nur
seelische Uberbiirdung der Schiiler, sondern
schwécht auch die Einheit des Erziehungs- und
Bildungswillens der Lehrerschaft.”

Kompromisse

Die Richertschen Leitsdtze von 1925 leben im
Saarbriicker Abkommen ebenso weiter, wie
im Rahmenplan des Deutschen Ausschusses
und in den Tiibinger Beschliissen. VerblaBt
allerdings ist seitdem das Ziel der harmoni-
schen Personlichkeitsbildung, vergangen der
Optimismus, daB die Welt durch die Schule
umgestaltet werden koénne. Dieser Optimismus
steht nicht hinter dem Saarbriicker Abkom-
men. Nicht von der Schule wird die Gesell-
schaft geformt; aber es liegt an der Gesell-
schaft, ob sie die Schule an der Entwicklung
des politischen Lebens beteiligt oder sie zum
Museum werden laBt.

Man muB damit rechnen, daf zu jedem Plan
und zu vielen Einzelfragen der Schulreform
Verbdnde und Interessentengruppen, berufene
und unberufene, gehort werden und mitspre-
chen wollen, man muB auf heftige Auseinander-
setzungen um die Schulreform gefaBt sein und
kann am AbschluB nicht mehr als einen Kom-
promifl erwarten. Es ist auch ein KompromiB,
wenn man darangeht, nur die Oberstufe einer
Schulart zu ordnen, ohne das zuvor mit Unter-
und Mittelstufe getan zu haben. Diese iso-
lierte Reform der Oberstufe ist eines der
wenigen Ergebnisse, die die Auseinander-
setzung der Kultusminister mit dem Rahmen-
plan des Deutschen Ausschusses erbracht hat.
Bei den bisweilen gegensatzlichen kulturpoliti-
schen Vorstellungen in den deutschen Landern
konnte man nicht erwarten, daB sich die Mi-
nister in absehbarer Zeit iiber die problem-
geladenen Kapitel des Rahmenplanes einigen
und Zustimmung der Landerparlamente finden
wiirden. Das gilt fiir die Rahmenplanvor-
schldge Forderstufe, Studienschule, siebenjah-
riger Unter- und Mittelbau von Gymnasium
und Mittelschule. Nur langsam geht man in



vielen Bundeslandern an den Ausbau der
Volksschule, an die Einfithrung des 9. Schul-
jahrs, die beiden anderen von der Kultus-
minister-Konferenz akzeptierten Vorschlage
des Rahmenplans. In dem Kompromifl iiber
die Reform der Oberstufe sind weder die Ziele
des Schulausschusses der Westdeutschen Rek-
torenkonferenz noch die des Schulausschusses
der Kultusminister-Konferenz und erst recht
nicht die des Deutschen Ausschusses erreicht.

Vereinbarungen tber Unter- und Mittelstufe
des Gymnasiums sind im AnschluB an das
Saarbriicker Abkommen von der Kultusmini-
ster-Konferenz noch nicht getroffen worden. Es
wird also nicht ausbleiben, daB jede Kultus-
verwaltung ihre Organisation fiir Unter- und
Mittelbau beibehdlt. Die Bundeseinheijtlichkeit
wird dadurch nicht geférdert. Das muB offen
eingestanden und beklagt werden. Es ist nun
einmal miihevoll und zeitraubend in einer
bundesstaatlichen Demokratie, zu einheitlichen
kulturpolitischen Entscheidungen zu gelangen.
Jede kulturpolitische Entscheidung beriihrt
unwdgbare Interessen, hat mit sehr verschie-
denen "Jberlieferungen, Erfahrungen und Ver-
antwortungen zu tun, der Sachverhalt der
Fachleute muB sich mit den Argumenten von
Reprasentanten vieler kulturpolitischer An-
schauungen und Tendenzen auseinandersetzen.
Wer bundesstaatliche Kulturpolitik als Vor-
aussetzung gesunder Demokratie will, muB
Geduld haben und die Alternative sehen, daB
zentralistische Kulturpolitik Diktaturen zu-
geordnet ist.

Die Linder werden bis 1965 das Saarbriicker
Abkommen fiir die Oberstufe der Gymnasien
durchfiihren. Man wird in verschiedenem Um-
fang von seinen Freiheiten Gebrauch machen.
Es ist z. B. nicht bekannt, ob man iiberall zum
Stufenabitur iibergehen wird, das in Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen, Hamburg, Hes-
sen seit mehreren Jahren praktiziert wird.
Es scheint die Tendenz vorzuwalten: Weitere
Angleichung und Vereinheitlichung der Unter-
und Mittelstufe des Gymnasiums in allen Lan-
dern, gréBere Mannigfaltigkeit der Oberstufe.
Diese Entwicklung wiirde der Absicht des Ab-
kommens nicht entgegenlaufen.

Welche Wege zu den Zielen der Minister zei-
gen nun Abkommen und Ausfiihrungsbe-
schliisse? Die Neuordnung der Oberstufe soll

in allen Schulen der Bundesrepublik zugleich

" beginnen. Damit ist der Weg liber die Modell-

schulen abgelehnt. Diesen Weg hdtte man 1951
noch einschlagen kénnen, als er von den Tii-
bingern gezeigt worden war. Man hat iber
zehn Jahre versdaumt, Schritte auf diesem Weg
zu wagen. Schlimmer als dieses Zogern ist es,
daB Jahr fiir Jahr allenthalben Beweglichkeit
und Ermessensspielraum der Schulbehorden
durch Gesetze (Schulverwaltungsgeseize, Per-
sonalvertretungsgesetze) und Laufbahnbestim-
mungen eingeengt werden. Lehrerkollegien
fiir eine wirksame Zahl von Modellschulen
lassen sich praktisch kaum zusammenstellen,
weil padagogische Motive und Notwendigkei-
ten bei Anstellung und Versetzung von Lei-
tern und Lehrern in den meisten Fallen mit
beamtenrechtlichen, finanz- oder kommunal-
politischen konkurrieren.

Diese Entschiedenheit in der Wahl des Weges
und die Bestimmtheit der Forderungen sind
unbestreitbare Vorteile des Kultusminister-
beschlusses. Er schafft Klarheit und Ubersicht-
lichkeit im Ganzen, die zugegebenen Unstim-
migkeiten im Einzelnen sind dagegen belang-
los und lassen sich durch Akkorde beseitigen.
Der Erziehung der Schiiler zur geistigen
Selbsttdatigkeit und Verantwortung — politi-
schen Tugenden — dient die neu zu entwik-
kelnde Arbeitsweise. Dafiir sollen Zeit und
Spielraum gewonnen werden durch Konzen-
tration, Verringerung der Zahl der Unterrichts-
facher, Beschrankung der Lehrstoffe,

Der hundertjdhrige Krieg
gegen das Pensum

Die Absicht, die Zahl der Pflichtfacher zu ver-
mindern und die Lehrstoffe zu beschrdanken,
hat viele Sorgen, besonders in der é&lteren
Generation, ausgeldst. Prof. Herzfeld spricht
von einer Flucht in quantitative Reduktion
des Stoffes. Andere fiirchten den Verlust einer
grundlegenden Enzyklopddie, die nun einmal
zur Verstdandigung innerhalb eines Kulturbe-
reichs notwendig sei. Man glaubt, daB die
Kultusminister nicht sehen, wie stark schon
jetzt Tatsachenkenntnisse, Arbeitsmoral und
Lernfdhigkeit in unseren Schulen geschwun-
den sind.

Man hat sich bei jedem Versuch, den Unter-
richtsstoff zu beschranken, mit Problemen aus-
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einanderzusetzen, die seit 140 Jahren disku
tiert werden Uberlastung mit Stoft. Uberbiir
dung der Schiiler werden aul allen Schulkon
ferenzen des 19 Jahrhunderts als die Grund
iibel bezeichnet

Die Diskussion geht auch im 20 Jahrhunder!
unvermindert heftig weiter Es haben sich dre)
Wege zur Verminderung von Stoffen und
Fachern jezeigt:

1. Beibehaltung des iblichen Facherkanons
bei gleichmaBiger Verminderung aller Pensen
Dann bleiben das Vielerlei, die Unruhe Das
Unbehagen an der allgemeinen Ausdiinnung
und Verflachung wachst.

2. Durchgangige Beschrankung auf ausge-
wdhlte Facher in jedem Schultyp Das ist nicht
moglich ohne Vernachlassigung und Einschran-
kung von Bereichen, die fir die Vorbereitung
auf das Leben in unserer Welt unentbehrlich
sind.

3. Beschrdankung bestimmter Féacher auf be-
stimmte Schulstufen Dieser Weq ist im Saar-
briicker Abkommen gewéahlt worden Wer ihn
begehen will, mufl sich vom Ballast der alten
Ubung befreien, daB man alle in der Schule
einmal begonnenen und an Zahl wachsenden
Fécher bis zum Abschlub weiterbetreibt.

Auf diesem Wege also sollen unsere Primaner
durch Vertiefung und Konzentration des Un-
terricht zu der neuen Arbeitsweise kommen.
Fiir alle Arbeitsbereiche, die fiir die Ober-
stufe noch zugelassen und verbindlich sind,
gilt das, was ausdricklich pur fiir das Fach
Gemeinschaftskunde bestimmt ist: es geht
nicht um den Anteil der Facher, sondern um
libergreifende geistige Gehalte.

Bei dieser besonderen Arbeitsweise sind
.Hetze und Unrast unter allen Umstdanden zu
vermeiden® — so im BeschluB der Kultus-
minister-Konferenz vom September 1961. Da-
mit die Arbeit frei von Unrast und Hetze ge-
halten, also mit MuBe getan werden kann.
empfehlen die Minister, Unterrichtspldne so
aufzustellen, daB der Stoff in etwa der Halfte
der verfiigharen Unterrichtsstunden bewaltigt
werden kann.

In der verbleibenden Zeit sollen fir die Aus-
wahl der Arbeit Schiilerwiinsche beriicksichtigt
werden. Auch die Schiilermitverwaltung soll
sich beteiligen. Nach dem Stuttgarter Durch-
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fithrungsbeschluB soll die Schiillermitverwal-
tung die Arbeitsgesinnung fordern helfen. Er-
ziehung zu werkgerechtem Tun wird gefor-
lert, das bedeutet Erziehung zu Sauberkeit,

‘Treue im Kleinen, zur Fahigkeit der Selbst-

kontrolle und Selbstkritik am Werkstiick, ob
das nun der deutsche Aufsatz oder eine mathe-
matische Arbeit, eine grofiere Facharbeit aus
dem wissenschaftlichen oder musischen Be-
reich ist.

Das Saarbriicker Abkommen verlangt vom
Lehrer, daB er beim Schiiler das Bediirfnis nach
grindlicher Sachkenntnis weckt Auch autl der
Oberstute soll ,orientierend” gelehrt und ge-
lernt werden besonders auch im Geschichts-
unterricht Der Schiiler soll das Einmalige, daB
Exemplarische .in einen groBeren Zusammen-
hang und in die Kontinuitdt eines Ablaufs*
einordnen konnen Der primitive Paukbetrieb
soll aus der Schule verbannt sein. Deshalb
wird im Stuttgarter BeschluB sehr entschieden
bestimmt ,Dozieren im Unterricht und das
kurzschrittige Frage-Antwort-Spiel sind keine
zuldssigen Unterrichtsformen”. Wohl aber
werden arbeitsteiliger Gruppenunterricht und
Kolloguien als Arbeitswege empfohlen Diese
Unterrichtsformen leiten zur gegenseitigen
Hilfeleistung in der Klassengemeinschaft an.
Der gute Mitschiiler wird zum guten Mitbir-
ger aufwachsen Die Tbung in fairer geistiger
Auseinandersetzung soll die notwendige Vor-
bereitung fur die politische Meinungsbildung
in der Demokratie sein.

Alle diese Wege weist das Saarbriicker Ab-
kommen mit Entschiedenheit, ohne sich durch
die Warnungen der Fachverbdnde beirren zu

lassen Der Verband der Geschichtslehrer
Deutschlands meint in seinem Brief vom
10. 12 1961. die Reform werde versanden,

wenn sie bald, voll und flir alle Schulen in
Kraft gesetzt wird Im Saarbriicker Abkommen
wird die entgegengesetzte Atffassung vertre-
ten Die Reform wird versanden, wenn sie
nicht bald, nicht vollstindig und nich! gleich-
maBig in allen Schulen begonnen wird.

Der Rahmen des Saarbriicker Abkommens ist
weit gespannt, die Freiheit der Interpretation
durch die Landerverwaltungen ist Gewdahr da-
fiir, daB verschiedene wissenschaftlich vertret-
bare Meinungen zu ihrem Recht kommen. In
der Moglichkeit verschiedener Interpretation



liegt keine Gefahr fiir den einheitlichen Cha-
rakter der Hochschulreife aller Abiturienten.

Rahmenrichtlinien
fiir die Gemeinschaftskunde

Die Rahmenrichtlinien fir die Gemeinschafts-
kunde in den Klassen 12 und 13 der Gymna-
sien erganzen das Abkommen. Sie sind nach
sorgfaltigen, ausfiihrlichen Beratungen An-
fang Juli des Jahres in Bonn von der Kultus-
minister-Konferenz ebenfalls einstimmiqg be-
schlossen worden. Es ist viel Bedacht genom-
men worden auf die Einwande der Fachver-
bande und auf die verschiedenartige bildungs-
politische Konzeption einzelner Lander.

Die Rahmenrichtlinien sind als Handreichun-
gen fiir Lehrer und Unterrichtsverwaltungen
zu verstehen. Weitere brauchbare Méglichkei-
ten — iiber die in den Richtlinien gezeigten
hinaus — werden fiir die Gemeinschaftskunde
durch bildungstheoretische und praktische Ar-
beit entwickelt werden konnen. Eine Ausle-
gung, die sich an den Wortlaut des Saarbriik-
ker Abkommens strenger bindet, hat im Rah-
men der Richtlinien fiir die Gemeinschaftkunde
ebenso Platz wie eine, die sich starker an das
Hergebrachte hdlt. Das Saarbriicker Abkom-
men sagt eindeutig, dal Gemeinschaftskunde
verbindliches Unterrichtsfach in den Klassen
12 und 13 ist. Ob im Rahmen dieses Faches
die drei herkommlichen Facher Geschichte,
Geographie, Sozialkunde selbstandig unter-
richtet werden konnen, entscheiden die ein-
zelnen Unterrichtsverwaltungen. Deshalb wer-
den in einigen Landern diese drei Facher auf
den Stundentafeln und Zeugnissen der 12. und
13. Klassen weiterhin erscheinen. In der Mehr-
zahl der Lander wird es allerdings nur Ge-
meinschaftskunde als wverbindliches Unter-
_richtsfach geben.

Diese Verschiedenheit ist, wie hier offen zu-
gegeben wird, bedauerlich. Sie muBl aber fir
den einheitlichen Charakter der Hochschulreife
aller Abiturienten keine Gefahr bedeuten, Ein-
deutig ist die Bestimmung des Saarbriicker Ab-
kommens, daB Gegenstand der miindlichen
Reifeprifung die Gemeinschaftskunde ist. Die
Richtlinien tragen dem Rechnung. Sie bestim-
men, daB die Leistungen der Schiiler in der
Gemeinschaftskunde in der Reifepriifung mit
einer gemeinsamen Note bewertet werden,

auch wenn mehrere Lehrer am Unterricht der
Gemeinschaftskunde beteiligt sind.

Die in der 12. und 13. Klasse an diesem Unter-
richt beteiligten Lehrer werden in der Regel
die Disziplinen Geschichte, Geographie und
Sozialkunde vertreten. Sie leisten nach den
Bestimmungen der Richtlinien ihre facheige-
nen Beitrage auf der sicheren Grundlage der
auf der Hochschule betriebenen wissenschaft-
lichen Studien und ihrer in der Schule erprob-
ten Lehrmethoden. Die facheriibergreifenden
Aufgaben ergeben sich aus dem Charakter der
Gemeinschaftskunde. Die Fragen dieser Auf-
gaben ,sind nicht den Fachern anzupassen,
sondern umgekehrt: die Fachbereiche miissen
auf diese Fragen (der Gemeinschaftskunde)
antworten”, hat Messerschmid gliicklich for-
muliert 2). '

Der Anteil jedes der drei Unterrichtsgebiete
an der Gemeinschaftskunde — Geschichte,
Geographie, Sozialkunde — ist in den Richt-
linien in einer Weise gewiirdigt, die jedem
Fachverband geniigen sollte, Die Anspriiche
auf ,Eigengesetzlichkeit” ?) und auf ,spezifi-
schen Bildungssinn” *) werden durch die Richt-
linien allerdings nicht gestiitzt. Man sollte auf
so umstrittene Vorgaben wie Eigengesetzlich-
keit und Bildungssinn ohnehin besser ver-
zichten.

Welche Bedeutung die Richtlinien als Hand-
reichung fiir den Lehrer haben konnen, zei-
gen die beigefiigten Themenvorschlage. Sie
lassen dem Lehrer alle wiinschenswerte Frei-
heit. Sie sind tbrigens in denjenigen Lindern
erprobt, in denen seit Jahren auf der Ober-
stufe nach solchen Themen und nicht in einem
zweiten chronologischen Durchgang unterrich-
tet wir. Das Festhalten an der Eigenstandig-
keit des Schulfaches Geschichte hat ernstere
Griinde als die Furcht vor neuer Politisierung
des Unterrichts oder als die Abneigung gegen
Umdenkenmiissen und gegen Einfiihrung un-
gewohnter und deshalb miihevoller Arbeits-
weise. Der Streit um die Stellung dieses Faches
ist nur aus der Geschichte des Geschichtsunter-

;él fzasdlidlte in Wissenschaft und Unterricht 1961,
S. 480.

3) Delegiertenversammlung d. Verb. d. Geschichts-
lehrer Deutschlands 7. 10. 1960 Hamburg.

4) EntschlieBung d. Gesamtvorstandes d. Deutschen

Philologenverbandes zur Frage d. Gemeinschafts-
kunde.
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richts zu verstehen. Erst am Beginn des 19.
Jahrhunderts ist Geschichte als vollgiiltiges
Unterrichtsfach des Gymnasiums eingefiihrt
worden.

Bis heute wirken im Geschichtsunterricht die
Tendenzen zum Tradieren und Konservieren
Die Abneigung gegen ,neueste Geschichte”
ist noch immer nicht in allen Schulen iiber-
wunden Seit Jahrzehnten wiederholen sich
die Klagen. der Geschichtsunterricht behandele
das jingst Vergangene gar nicht oder nuil
oberfldachlich. Dieser MiBstand kann bestimmt
nicht mit der diirftigen Annahme erklart wer-
den, daB gerade die Geschichtslehrer unfahig
seien, ihr Arbeitspensum richtig einzuteilen
Die Abneigung gegen neueste Geschichte und
Gegenwartskunde wird von vielen Eltern unac
weiten Kreisen der Offentlichkeit geteilt. Vom
Unterricht in Geschichte erhofft man sich auch
noch in unserer Zeit der UngewiBheit und der
hastigen Umwandlung einen stabilisierenden
und retadierenden EinfluB Der Schule wird
oft vorgeworten, daB sie den Umwandlungs-
tendenzen nicht fester durch Pflege der Tra-
dition widersteht. Vater und GroBvater sind
ehrlich empé6rt, wenn Fakten und Daten, die
ihnen seit ihrer Jugend gelaufig sind, bei den
Kindern und Enkeln fehlen Deshalb findet die
Forderung der Fachhistoriker. dafi der Unter-
richt in Geschichte beibehalten oder verstarkt
werden muB, bei vielen Laien Verstandnis.

Der Glaube, das Geschichte Halt und Trost im
Wirbelstrom der Entwicklung bietet, mag zu
begriinden sein oder nicht, flir den Wunsch
der Eltern nach Geschichtsunterricht alten Stils
ist er maBgebend. Auf solche Wiinsche sollten

allerdings die Fachhistoriker ihre 'Anspriiche.

auf die Eigengesetzlichkeit und den spezifi-
schen Bildungssinn des Geschichtsunterrichts
nicht zu stitzen versuchen. Diese Anspriiche
waren erst begriindet, wenn endlich das eigene
Gesetz des Geschichtsunterrichts aufgestellt
und sein spezifischer Bildungssinn allgemein
verstandlich gemacht werden konnte Begrifi-
liche Klarheit dariiber ist fir uns im Westen
notig, denn die politische Erziehung und die
Fundierung der Ideologie des Ostens durch
den Geschichtsunterricht und die Geschichts-
wissenschaft sind unbestreitbar.
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Die vier materiellen
Voraussetzungen

Diese Richtlinien fir Gemeinschaftskunde, auch
wenn sie als hilfreiche Handreichungen ver-
standen werden, machen die Arbeit des Ober-
stufenlehrers an unseren Gymnasien nicht
leichter. Ohnehin nimmt die Arbeitslast der
Lehrer aller Schularten zu. Die Pflichtstunden-
zahl ist seit Jahrzehnten unvermindert hoch,
Umfang und Inhalt der wissenschaftlichen und
der pddagogischen Aufgaben fordern immer
mehr Kraft, Nerven, Zeit. '

Dieses MiBverhéaltnis von Arbeitsauftrag und
Arbeitsbelastung schadigt Gesundheit, Lei-
stung, Arbeitsfreude eines grofen Berufsstan-
des, es ist fiir seine soziale Ranjgordnung und -
seine Anziehungskraft abtraglich Das wird
schlieBlich fiir das ganze Land verhangnis-
volle wirtschaftliche, sittliche und politische
Folgen haben.

Die derzeitigen Arbeitsbedingungen miissen
in absehbarer Zeit geandert werden, damit die
Saarbriicker Neuordnung gelingt und eine
grofie Chance fir die politische Bildung unse-
rer Jugend im Kampf um die Freiheit des
Westens voll genutzt wird. Deshalb erklaren
die Kultusminister im Beschluf vom Septem-
ber 1961: Die besondere Arbeitsweise der
Oberstufe ist an bestimmte duBere Voraus-
setzungen gebunden.

Es geht um viererlei:

1. Die notwendigen Arbeitsmittel (z. B. wis-
senschaftliche Darstellungen, weiterfiih-
rende Lehrbiicher, Lexika, Quellenwerke,
Sammlungen, Experimentiergerat) miussen
in ausreichender Zahl vorhanden sein.

2. Es empfiehlt sich, besondere Fachrdaume -
einzurichten und sie mit einer Arbeits-
bilicherei und anderen Arbeitsmitteln aus-
zustatten.

3. Die Zahl der Pflichtstunden fiir Lehrer, die
in den Klassen 12 und 13 unterrichten,
sollte angemessen herabgesetzt werden.

4. Die Klassenfrequenzhochstzahl 20 ist an-
zustireben.

Die Erfiillung der beiden ersten Vorausset-
zungen kostet nur Geld. Dieses Geld konnte



\
schon in den nachsten Haushaltsjahren zur

Verfligung gestellt werden. Ob die beiden an-
deren Voraussetzungen zu schaffen sind, hangt
vom Nachwuchs fiir den Beruf des Gymnasial-
lehrers ab. Der Nachwuchs kommt aber nur,
wenn die Arbeit an unseren hoheren Schulen
innere und materielle Befriedigung verspricht
Die Verminderung der Pflichtstundenzahl fiir
die Gymnasiallehrer ist wiederum nur mog-
lich, wenn geniigend junge Philologen nach-
wachsen, es sei denn, man mochte auf Niveau
und Standard der hoéheren Schule verzichten.
Die Senkung um nur zwei Lehrerpflichtstunden
fiir Unterricht in den 12. und 13. Klassen —
und das wadre noch eine unzureichende MaB-
nahme — wiirde flir die Lander der Bundes-
republik insgesamt einen Mehrbedarf von an-
nahernd 2000 neuen Planstellen verursachen.
Wirtschaft, Wissenschaft (Lehrerbildung), Bun-
deswehr brauchen mehr und, wie sie meinen,
besser vorgebildete Abiturienten. Als die
Wirtschaft Mangel an Fachschulingenieuren
hatte, stellte der Bayerische Kultusminister
Prof. Rucker den nach ihm benannten Plan
auf. Er wurde von den Landerparlamenten ge-
billigt und von der Industrie geférdert. Der
Plan arbeitet mit einem Kostenanschlag von
rd. '/ Milliarde. Der Bau neuer Ingenieur-
schulen und die Aufstellung neuer Lehrer-
kollegien sind in vollem Gange. Schon heute
konnen an diesen Schulen doppelt so viele
Ingenieure ausgebildet werden wie 1956.

Ein entsprechender Plan miiSte fiir das Saar-
briicker Abkommen aufgestellt werden. Die
Reform der Oberstufe des Gymnasiums wird

sich auf das gesamte Bildungswesen auswir-
ken. Die Reformen der Unter- und der Mittel-
stufe werden unmittelbar folgen missen. Auf
der Oberstufe des Gymnasiums werden die
Lehrer samtlicher Schularten vorgebildet, aller
allgemeinbildenden und aller berufsbhildenden
Schulen. Die Arbeitsweise auf der Oberstufe
kann viel dazu beitragen, daB sich mehr und
gut qualifizierte Abiturienten entschlieBen,
Lehrer zu werden, sei es an Gymnasium, Volks-
schule oder Fachschule. Kein Berufsberater
hat so einzigartige Moglichkeiten wie der
Lehrer auf der Oberstufe. Er hann drei Jahre
lang jungen Maddchen und Madnnern zeigen,
wie interessant, erfiillend und notwendig fiir
alle der Beruf des Lehrers ist.

Auch die Hochschulreform erwartet entschei-
dende Impulse von der Neuordnung des Gym-
nasiums. Die Hochschulen brauchen den stu-
dierfahigen, fir wissenschaftliche und politi-
sche Probleme aufgeschlossenen Abiturienten.
Die Reform unserer Schulen und unserer Hoch-
schulen wird Grundlegendes zur Sicherung
unserer kulturellen und politischen Existenz
beitragen kénnen. Den Lehrern unserer Gym-
nasien ist mit dem Saarbriicker Abkommen
eine auBerordentliche Aufgabe gestellt. ,Was
wir zur Losung dieser Aufgabe brauchen”,
lassen Sie mich mit diesen Worten Messer-
schmids schliefen, ,ist neben einem groﬁén
Sachverstand . vor allem pddagogische
Phantasie. Dazu aufgerufen zu haben, ist nicht
das geringste Verdienst der Kultusminister-
Konferenz.” %)

5) Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 1961,
S. 483,
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Friedensbestrebungen und Revolutionierungs-
versuche (IV Teil)



	Impressum
	Historische und politische Bildung Die geschichtspädagogischen Erwägungen seit 195C -die Folgerungen
	I. 
	II. 
	III. 
	IV. 
	V. 
	VI. 
	VII. 
	VIII. 
	IX, 
	X. 
	XL 
	XII. 
	XIII. 

	Die Saarbrücker Rahmenvereinbarung Abschluß und Wegweiser

